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Hauptsatzung
der Stadt Bodenwerder

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Bodenwerder in
seiner Sitzung am 12. Dezember 2011 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§1
Name (Bezeichnung, Rechtsstellung)

(1)   Die Stadt führt die Bezeichnung und den Namen ,Stadt Bodenwerder".

(2) Die Stadt Bodenwerder ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Bodenwer-
der-Polle.

§2
Wappen, Farben, Dienstsiegel

(1)   Das Wappen der Stadt wird wie folgt beschrieben:

ùIn blau auf drei silbernen Arkaden eine silberne Burg mit zwei rot bedachten
runden Türmen, dazwischen ein Gebäude mit zwei Treppengiebeln, alle be-
deckt mit goldenen Kreuzen; in der mittleren Arkade ein auf Zinnen schreiten-
der goldener Löwe, in der linken ein schrägliegender goldener Krummstab."

(2)   Die Farben der Stadt sind blau-rot.

(3) Das Dienstsiegel der Stadt enthält das Wappen und die Umschrift: Stadt Bo-
denwerder

(4) Die Verwendung des Stadtwappens und des Stadtnamens zu nichtbehördli-
chen Zwecken ist nur mit Genehmigung der Stadt zulässig.

(5) In den Ortsteilen Buchhagen, Kemnade, Linse und Rühle können bei feierli-
chen Aniässen auch die verliehenen Wappen und Flaggen dieser ehemals
selbständigen Gemeinden gezeigt werden.
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§3
Ratszuständigkeit

Der Beschlussfassung des Rates bedürfen

a)  Rechtsgeschäfte im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 5.000,00 € übersteigt,

b)  Rechtsgeschäfte im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 3.000,00 € übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäf-
te der laufenden Verwaltung handelt,

c)  Verträge im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die
Höhe von 3.000,00 € übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen
Ausschreibung abgeschlossen werden.

§4
Verwaltungsausschuss

(1) Dem Verwaltungsausschuss gehören die Bürgermeisterin/der Bürgermeister,
die Beigeordneten und die Mitglieder nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG an.

(2) Alle Ratsmitglieder sind gemäß § 78 Abs. 2 NKomVG berechtigt, an den Sit-
zungen des Verwaltungsausschusses als Zuhörerinnen/Zuhörer teilzuneh-
men.

§5
Vertretung der Bürgermeisterinldes Bürgermeisters

(1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten bis zu drei eh-
renamtliche VertreterinnenNertreter der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters,
die sie/ihn vertreten bei der repräsentativen Vertretung der Stadt, bei der Ein-
berufung des Rates und des Verwaltungsausschusses einschließlich der Auf-
stellung der Tagesordnung, der Leitung der Sitzungen und der Verpflichtung
der Abgeordneten sowie ihrer Pflichtenbelehrung.

(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche
bestehen soll. Soll eine Reihenfolge bestehen, so führen die Vertreterin-
nen/die Vertreter die Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin/stell-
vertretender Bürgermeister mit einem Zusatz, aus dem sich die Reihenfolge
der Vertretungsfolge ergibt.
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§6

Anregungen und Beschwerden

(1)

(2)

(5)

(6)

(4)

(3)

Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von
mehreren Personen bei der Stadt gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie
eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr
als fünf Antragstellerinnen/Antragstellern können bis zu zwei Vertreterin-
nen/Vertreter benannt werden.

Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des
Absatzes 1 nicht entsprochen ist.

Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Stadt zum
Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsaus-
schuss von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister ohne Beratung den An-
tragstellerinnen/den Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt
auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt ha-
ben (z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder
gegen die guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Ver-
waltungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen.

Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbe-
gehren Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder
Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürger-
entscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Be-
schwerden kein neues Sachvorbringen enthält.

Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungs-
ausschuss übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß
§ 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwal-
tungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an
die zuständigen Fachausschüsse überweisen.

(1)

(2)

§7

Bekanntmachungen

Satzungen, Verordnungen und öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Bo-
denwerder werden im Amtsblatt für den Landkreis Holzminden verkündet bzw.
bekannt gemacht.

Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung, Verord-
nung oder öffentlichen Bekanntmachung, so kann die Bekanntmachung die-
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ser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Rathaus, Münchhausenplatz 1,
37619 Bodenwerder, während der Dienststunden zur Einsicht ausgelegt wer-
den.

(3) Ortsübliche Bekanntmachungen werden für die Dauer einer Woche in den
Bekanntmachungskästen der Stadt Bodenwerder öffentlich ausgehängt, so-
weit nicht durch Gesetz andere Fristen vorgeschrieben sind.

§8
Einwohnerversammlungen

Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin/der Bürgermeister die Einwohnerinnen
und Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Stadt oder für Teile
des Stadtgebietes oder für Ortsteile. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerver-
sammlungen sind gemäß § 8 mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung ortsüblich
bekannt zu machen.

§9

Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsat-
zung vom 29. Juni 1998 außer Kraft.

Bodenwerder, 12. Dezember 2011

Stadt Bodenwerder

L.S.
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gez. Elke Perdacher
Bürgermeisterin

gez. Joachim Lienig
Stadtdirektor



Amtsblatt Nr. 14 vom 20.12.2011      - 479 -

Satzung der Stadt Bodenwerder
über

Auslagenersatz und Aufwandsentschädigung
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Satzung der Stadt Bodenwerder
über Auslagenersatz und Aufwandsentschädigung

Aufgrund der §§ 10, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Bodenwerder in seiner
Sitzung am 12. Dezember 2011 folgende Satzung beschlossen:

§1

Entschädigung der Ratsmitglieder

(1) a)

b)

d)

c)

Die Ratsmitglieder erhalten als Ersatz ihrer Auslagen eine monatliche Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 50,00 €.

Daneben erhalten sie für die Teilnahme an Sitzungen des Rates und der Ausschüs-
se sowie für bis zu zwölf Fraktions-/Gruppensitzungen im Jahr ein Sitzungsgeld von
20,00 €. Es werden höchstens zwei Sitzungsgelder pro Tag gewährt. Wird eine Sit-
zungsdauer von sechs Stunden überschritten, wird ein weiteres Sitzungsgeld ge-
währt. Für die Teilnahme an einer "kombinierten" Sitzung (z.B. zwei Fachausschüs-
se gleichzeitig) wird nur einfaches Sitzungsgeld gewährt.

Fahrtkosten für Fahrten innerhalb des Stad.tgebietes gelten mit der Zahlung der
Aufwandsentschädigung als abgegolten. Im Ubrigen werden die Auslagen nach den
Reisekostenbestimmungen auf Antrag erstattet.

Entsteht einem Ratsmitglied ein Verdienstausfall infolge der Ausübung seines Man-
dates, so wird der nachgewiesene Verdienstausfall bis zu 25,00 € brutto je Stunde
erstattet.

(2) Eine Aufwandsentschädigung erhalten neben den Entschädigungen nach Abs. 1 monat-
lich:

a)

b)

c)

d)

e)

die Bürgermeisterin/der Bürgermeister in Höhe von 250,00 €,

die 1. stellv. Bürgermeisterin/der 1. stellv. Bürgermeister in Höhe von 100,00 €,

die 2. stellv. Bürgermeisterin/der 2. stellv. Bürgermeister in Höhe von 100,00 €,

die/der Fraktions-/Gruppenvorsitzende in Höhe von 60,00 €, zzgl. 5,00 € je der Frak-
tion/Gruppe zugehörigem Ratsrnitglied

die Beigeordneten in Höhe von je 50,00 €.

(3)

(4)

Die Aufwandsentschädigungen nach Abs. 1 Ziffer a) und Abs. 2 Ziffer a) bis e) werden
unabhängig vom Beginn oder Ende der Tätigkeit jeweils für einen ganzen Kalendermo-
nat gewährt. Die Aufwandsentschädigungen nach Abs. 2 werden monatlich im Voraus
gezahlt, die Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 Ziffer a) vierteljährlich nachträglich,
zusammen mit dem Sitzungsgeld abgerechnet.

Werden mehrere unter Abs. 2 aufgeführte Funktionen durch ein Ratsmitglied wahrge-
nommen, so wird eine Entschädigung nur für die am höchsten bewertete Funktion ge-
zahlt.
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§2

Aufwandsentschädigung für den Stadtdirektor und
seinen Stellvertreter

Die Stadtdirektorinlder Stadtdirektor erhält eine monatliche Dienstaufwandsentschädi-
gung von 200,00 €.

Die Stellvertreterinlder Stellvertreter des Stadtdirektors erhält eine monatliche Dienst-
aufwandsentschädigung von 120,00 €.

§3

Entschädigung für nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder

Die Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten als Ersatz für ihre Aufwen-
dungen bei der Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse 20,00 € je Sitzung, soweit dieser
Aufwand nicht bereits anderweitig abgegolten wird.

§4

Entschädigungen für sonstige ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Der ehrenamtliche Stadtheimatpfleger erhält als Ersatz seiner Auslagen und seines Ver-
dienstausfalls eine Entschädigung. Sie beträgt monatlich 75,00 €.

(2) Die Entschädigung wird monatlich im Voraus gezahlt.

§5

Ruhen der Aufwandsentschädigung bei ständiger Vertretung

(1) Ist ein Empfänger von Aufwandsentschädigungen ununterbrochen länger als drei Mona-
te verhindert, die mit der Aufwandsentschädigung abgegoltene Funktion wahrzunehmen,
so ruht für die darüber hinausgehende Zeit die Aufwandsentschädigung; dabei bleibt Er-
holungsurlaub außer Betracht.

(2) Die Aufwandsentschädigung ruht ferner, wenn dem Stadtdirektor oder dessen Allgemei-
nem Vertreter die Führung der Dienstgeschäfte verboten ist (§§ 194 und 67 des Nds.
Beamtengesetzes) oder wenn sie vorläufig des Dienstes enthoben sind (§ 91 der Nds.
Disziplinarordnung). Entsprechendes gilt für die ehrenamtlich Tätigen.

(1)

(2)

§6

Fahrtkosten I Reisekostenvergütung

Die übrigen Ratsmitglieder erhalten Reisekostenvergütungen nach den für Beamte gel-
tenden Bestimmungen.

Der Stadtdirektor und sein Stellvertreter erhalten Reisekostenvergütungen nach den
ihrer Besoldung entsprechenden Stufe geltenden Reisekostenbestimmungen.
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§7

Steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Behandlung
der Aufwandsents¢hädigungen

Die steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Entschädigungen und
pauschalen Erstattungen ist Angelegenheit der Empfänger.

§8

Vergütung der Vertreter der Stadt Bodenwerder
in privatrechtlichen Unternehmen und Einrichtungen

Die in privatrechtlichen Unternehmen und Einrichtungen für die Vertreter der Stadt Boden-
werder beschlossenen Aufwandsentschädigungen gemäß § 138 Abs. 7 und 8 NKomVG
werden grundsätzlich als angemessen angesehen.

§9

Entschädigung in Härtefällen

Ergeben sich bei der Anwendung dieser Satzung Härtefälle, so entscheidet der Verwal-
tungsausschuss nach billigem Ermessen.

§10

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom
18. Oktober 2007 außer Kraft.

Bodenwerder, 12. Dezember 2011

Stadt Bodenwerder

L,  S.

gez. Elke Perdacher
Bürgermeisterin

gez. Joachim Lienig
Stadtdirektor
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SATZUNG

über die Erhebung der Abgaben für die
Abwasserbeseitigung der Samtgemeinde Bevern

Ab wasserbeseiti.q uÿq sab.qabensatzun.q

Aufgrund der §§ 10 und t 11 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes
(NKomVG)) i.d.F, vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), der §§ 5, 6 und 8 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBI. S. 41) i.d.F.
vom 26.05.2011 (Nds. GVBI. S. 130) und des § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Aus-
führungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz i.d.F, vom 24.03.1989 (Nds. GVBI. S. 69)
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBI. S. 701) hat der Rat der Samt-
gemeinde Bevern in seiner Sitzung vom 13.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

Abschnitt I

§1
Allgemeines

1) Die Samtgemeinde Bevern betreibt Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen
(öffentliche Abwasseranlagen) als eine jeweils einheitliche öffentliche Einrichtung zur
zentralen Schmutz- bzw. Niederschlagswasserbeseitigung nach Maßgabe der Satzung
über die Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseiti-
g ungsanlage der Samtgemeinde Bevern (Abwasserbeseitigungssatzung) vom
13.12.2011.

2) Die Samtgemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die jeweilige zentrale öffentliche Abwasser-
anlage (Abwasserbeiträge),

b) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz),
c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasser-

anlagen (Abwassergebühren)

Abschnitt 1I

§2
Grundsatz

1) Die Samtgemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, für
die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen
öffentlichen Abwasseranlagen Abwasserbeiträge zur Abgeltung der durch die Möglichkeit
der Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile.

2) Der Abwasserbeitrag deckt nicht die Kosten für die Grundstücksanschlüsse (Anschluss-
leitung vom Straßenkanal bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks).

3) Für die Zeit vom 01.07.1988 bis zum 05.05.1989 wird der nach den Vorschriften in §§ 4
und 5 dieser Satzung zu berechnende Abwasserbeitrag der Höhe nach auf die sich aus
der Abwasserbeseitigungsabgabensatzung vom 16.05.1988 ergebende Beitragshöhe be-
schränkt.

4) Für die Zeit vom 06.05.1989 bis zum Tage der Veröffentlichung dieser Satzung wir der
nach den Vorschriften in §§ 4 und 5 dieser Satzung zu berechnende Abwasserbeitrag der
Höhe nach auf die sich aus der Abwasserbeseitigungsabgabensatzung vom 16.05.1988
i.d.F, vom 04.04.1989 ergebenden Beitragshöhe beschränkt.

!
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§3

Gegenstand der Beitragspflicht

1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwasser-
anlage angeschlossen werden können und für die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder
gewerblich genutzt werden dürfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung
in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen.

2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasseranlage tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzung der
Ziffer 1.) nicht erfüllt sind.

3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im Sinne des
des Grundbuchrechtes.

§4
Beitragsmaßstab

I) Der Abwasserbeitrag wird für die Schmutzwasserbeseitigung nach einem nutzungsbe-
zogenen Flächenbeitrag berechnet.

(1) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für das erste
Vollgeschoss 100 % und für jedes weitere Vollgeschoss 60 % der Grundstücksfläche in
Ansatz gebracht.

(2) Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landsrechtlichen Vorschriften Vollge-
schosse sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht
feststellbar, werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollende-
te 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete
2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet.

(3) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken

1. die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die Gesamt-
fläche des Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;

2. die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und

a) mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen,
- sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen - die Gesamtfläche des Grund-
stücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;

b) mit der Restfläche im Außenbereich liegen - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder
Nr. 7 fallen - die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese
darin eine bauliohe oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen sowie bei Grund-
stücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, - sofern sie
nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen - die Fläche im Satzungsbereich, wenn diese
baulich oder gewerblich genutzt werden kann;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht
und nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
(§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,

2
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b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens
jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer Linie die in einem
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; bei Grundstücken, die nicht an eine
Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr ver-
bunden sind, die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und
einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft;

5o die über die sich nach Nr. 2 lit. b) oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut
oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im
Falle von Nr. 4 der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die
in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder ge-
werblichen Nutzung entspricht;

9=

8°

7o

6o für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als
Wochenendhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter
Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping- und Fest-
plätze - nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so
genutzt werden, 75 % der Grundstücksfläche;

für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als
Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei Grund-
stücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die
Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die Grundfläche der an die
Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so er-
mittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen je-
weils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei
einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt;

die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die Grundfläche der an die Abwasseranla-
ge angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche
wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im. gleichen
Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uber-
schreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächen-
ergänzung auf dem Grundstück erfolgt;

die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch eine rechtsverbindliche
Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher Verwaltungsakt) eine der
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, Unter-
grundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die rechtsverbindliche
Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher Verwaltungsakt) bezieht,
wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die abwasserrelevant nicht nutzbar sind

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1. gilt bei Grundstücken

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (Abs.2
Nr. 1 und Nr. 2),

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bau-
lichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S.
von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die
durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet,
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c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der
baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch
3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von
einem Vollgeschoss je Nutzungsebene;

e) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, wenn
aa) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirt-

schaft festgesetzt, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse
bb) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss;
cc) sie in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung über-

wiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) - c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) und e) oder die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c)
überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die
sich nach der tatsächlichen vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungs-
werte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

3. für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeord-
neter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-,
Sport- und Festplätze sowie Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplange-
bieten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoss;

4. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (Abs. 2 Nr.4), wenn sie

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-
denen Vollgeschosse;

5. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl der Vollge-
schosse der angeschlossenen Baulichkeit;

6. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und aufgrund einer rechtsverbindlichen
Fachplanung (vgl. Abs. 2 Nr. 9) abwasserrelevant nutzbar sind,

a) die höchste Zahl der durch die Fachplanung zugelassenen Vollgeschosse,

b) die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, wenn die Fach-
planung keine Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält,

jeweils bezogen auf die Fläche nach Abs. 2 Nr. 9.

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Zahl derVollgeschosse
die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für

1) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige
Nutzungsmaß getroffen sind;

2) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen
über das zulässige Nutzungsmaß enthält.
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II.)  Der Abwasserbeitrag wird bei der Niederschlagswasserbeseitigung nach einem nut-
zungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet.

(1)  Zur Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages wird die Grundstücksfläche mit
der Grundflächenzahl vervielfacht.

(2) Bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit
nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die tatsächlich so genutzt
werden (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Sport-und Festplätze sowie
Friedhöfe), sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als
Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, werden 75 % der Grundstücksfläche in
Ansatz gebracht. Für alle anderen Grundstücke gilt I. Abs. 2.

(3) Als Grundflächenzahl nach Abs.1 gilt

1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige
Grundflächenzahl,

2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan eine Grund-
flächenzahl nicht bestimmt ist, die folgenden Werte:

Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus- und Campingplatzgebiete
Wohn-, Dorf-, Misch- und Ferienhausgebiete
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete i. S. von 8 11 BauNVO
Kerngebiete

0,2
0,4
0,8
1,0

3. für Sport- und Festplätze sowie für selbständige Garagen- und Ein-
stellplatzgrundstücke 1,0

4. für Grundstücke im Außenbereich (8 35 BauGB), Grundstücke, für die
durch Bebauungsplan landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt ist, und bei
Friedhofsgrundstücken und Schwimmbädern 0,2

5° für Grundstücke im Außenbereich (8 35 BauGB), die aufgrund einer rechts-
verbindlichen Fachplanung abwasserrelevant nutzbar sind - bezogen auf
die Fläche nach Abs. 2 i. V. mit I. Abs.2 - 1,0

6.  Die Gebietseinordnung nach Abs. 2 richtet sich für die Grundstücke,

a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der Fest-
setzung im Bebauungsplan,

b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen
(8 34 BauGB), nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung.

(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach 8 34 Abs. 4 BauGB
oder 8 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Grundflächenzahl die Vor-
schriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für

1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige
Nutzungsmaß getroffen sind;

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen
über das zulässige Nutzungsmaß enthält, wobei dann einheitlich die Grundflächen-
zahl von 0,4 gilt.
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§5

Beitragssatz

1) Die Beitragssätze für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen
betragen bei der

a) Schmutzwasserbeseitigung      2,18 €/m2

b) Niederschlagswasserbeseitigung  2,79 €Im2

2) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der
zentralen Abwasseranlagen werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes
in einer besonderen Satzung festgelegt.

§6

Beit ra.q spf!ichti.q e.

1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an-
stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige
haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Eigentumsanteil beitrags-
pflichtig.

2) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger über. Die et-
waige persönliche Haftung des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt.

§7

Entstehung der Beitragspflicht.

1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen
öffentlichen Abwasseranlage vor dem Grundstück.

2) Im Falle des § 3 Ziffer 2.) entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss,
frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.

§8

ùVorausleistun.q

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so-
bald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist.

§9

ùVeranla.qunq, Fäl!i.clkeÿ

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung.
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§10

Ablösung

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch
Vertrag vereinbart werden. Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4
bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln.

Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

Abschnitt II1

Erstattung der Kosten für
Grundstücksanschlüsse

§11

Entstehung des Erstattungsanspruchs

Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung sowie die
Kosten für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse an die zentralen öffentlichen Ab-
wasseranlagen (Anschlussleitung vom Straßenkanal bis zur Grenze des zu entwässernden
Grundstücks) sind der Samtgemeinde in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.

§§ 6,8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses.

§12

Fälli.qkeÿ

Der Erstattungsanspruch wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig.

Abschnitt IV

Abwassergebühr

§13

Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen werden Abwasser-
gebühren für die Grundstücke erhoben, die an diese öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossen sind oder in diese entwässern.
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§14

Gebührenmaßstäbe

I. Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserentsorgung wird nach der Abwassermenge
bemessen, die in die öffentliche Anwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit für die
Gebühr ist 1 m" Abwasser.

1) Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungs-
anlagen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte
Wassermenge,

c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwasser-
messeinrichtung.

2) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt
nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Samtgemeinde unter
Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter
Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt.

3) Die Wassermengen nach Ziffer 1.) lit. b) hat der Gebührenpflichtige der Samtgemeinde
für den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der
folgenden zwei Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der
Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den
Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Samtgemeinde auf solche
Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare
Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf
andere Weise nicht ermittelt werden können.

4) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasseranlage gelangt sind,
werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb
von zwei Monaten bei der Samtgemeinde einzureichen. Für den Nachweis gilt Ziffer 3.)
S. 2 bis 4 sinngemäß. Die Samtgemeinde kann auf Kosten des Antragstellers Gutachten
anfordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

I1. Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der überbauten
und befestigten (Betondecken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plattenbeläge)
Grundstücksfläche je m2 bemessen, von der aus Niederschlagswasser in die öffentliche
Abwasseranlage gelangt.

1) Der Gebührenpflichtige hat der Samtgemeinde auf deren Aufforderung binnen eines
Monats die Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Maßgebend für die am 01.01. des
Erhebungszeitraumes bestehenden Verhältnisse.

2) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nach Ziffer 1.) nicht fristgemäß
nach, so kann die Samtgemeinde die Berechnungsdaten schätzen.
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(1)

(2)

§15

Gebührensätze

Für die Benutzung der Abwasseranlage wird für jedes Grundstück (§ 3 Abs. 3
und § 13) eine Grundgebühr in Höhe von 5,00 EURO/Monat erhoben.

Die Abwassergebühr beträgt

a) bei der Schmutzwasserentsorgung          3,20 EURO/m"

b) bei der Niederschlagswasserbeseitigung     0,27 EURO/m2

§16

Erhöhte Gebührù

(1) Bei Grundstücken, von denen aufgrund gewerblicher und/oder industrieller Nutzung über-
durchschnittlich verschmutztes Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt,
wird eine erhöhte Abwassergebühr erhoben.

(2) Als durchschnittlich verschmutzt gilt Abwasser, wenn der Verschmutzungsgrad - darge-
stellt als CSB (chemischer Sauerstoffbedarf ermittelt aus der unabgesetzten, homogeni-
sierten Probe nach der Dichtromatmethode) - den Wert von 750 g/m" übersteigt.

(3) Die erhöhte Abwassergebühr für die Einleitung von Abwasser i.S. von Abs. 2 errechnet
sich pro mÿ eingeleitetem Abwasser nach der Formel

Festgestellter CSB
G*(X*                 +Y)

750

wobei G die Abwassergebühr nach § 15, X der schmutzfrachtabhängige und Y der
mengenabhängige Gebührenteil für die öffentliche Abwasseranlage bedeuten.

(4) Der Verschmutzungsgrad wird aus dem Mittelwert von mindestens fünf Messungen
(24 Std.-Mischprobe) am Ort und Stelle im Laufe eines Veranlagungsjahres ermittelt.
Die Messergebnisse sind dem Gebührenpflichtigen mitzuteilen.

§17

Bebührenpflichtiqe

1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen
Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebührenpflichtige sind
außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte.
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.

2.) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die verbrauchsabhängige Gebührenpflicht
mit der Meldung des Zeitpunktes des Eigentumswechsels und des zu diesem Zeitpunkt
glaubhaft gemachten Zählerstandes der Wasseruhr auf den neuen Pflichtigen über; die
flächenabhängige Gebührenpflicht mit dem 01.01. des darauf folgenden Kalenderjahres".
Wenn der bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 21 Ziffer 1.)
versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mit-
teilung bei der Samtgemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen.

9
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§18

Entstehun.q und Beendiqun.q derGebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasser-
anlage angeschlossen ist oder der zentralen öffentlichen Abwasseranlage von dem Grund-
stück Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird
oder die Zuführung von Abwasser endet.

§19

Erhebun.qszeitrau m

1.) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, wobei die Gebührenschuld für das Schmutz-
wasser mit Ablauf des Kalenderjahres, die Gebührenschuld für das Niederschlagswasser
mit Beginn entsteht."

2.) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben
wird (§ 14 I. Ziff. 1 lit. a), gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der
Wasserverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem 31.12. des Kalenderjahres voraus-
geht.

§ 20

Ve ran l a .q u n .q und Fälliqkeit

1.) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind Abschlags-
zahlungen arn 01.03.,01.05.,01.07.,01.09. und 01.11. des laufenden Jahres zu leisten.
Die Höhe der Abschlagszahlungen wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten
des Vorjahres festgesetzt.

2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Ab-
schlagszahlung beim Schmutzwasser diejenige Abwassermenge zugrunde gelegt, die
dem tatsächlichen Wasserverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen Verbrauch des
ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der Samtgemeinde auf deren Aufforderung un-
verzüglich mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht nach, so
kann die Samtgemeinde den Verbrauch schätzen.

Beim Niederschlagswasser ist von den Grundstücksverhältnissen bei Entstehen der
Gebührenpflicht auszugehen. Dabei entsteht die Gebührenschuld erstmalig mit Beginn
des Kalenderjahres, das dem Jahr folgt, in dem die Gebührenpflicht entstanden ist.

Abschnitt V

Schlussvorschriften

§21

Auskunfts- und Duldun.qspflicht

1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samtgemeinde jede Auskunft zu
erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.

3)

2) Die Samtgemeinde bzw. der von ihr beauftragte Dritte können an Ort und Stelle er-
mitteln. Die nach Ziff. 1 .) zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermög-
lichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen.

Soweit sich die Samtgemeinde bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten be-
dient, haben die Abgabenpflichtigen zu dulden, dass sich die Samtgemeinde zur Fest-
stellung der Abwassermengen nach § 14 I. Ziff. 1 lit. a) die Verbrauchsdaten von dem
Dritten mitteilen bzw. über Datenträger übermitteln Iässt.

10
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§ 22

Anzeigepflicht

1)

1)

1)

2)

3)

2)

Jede Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Samtgemeinde sowohl vom
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Samtgemeinde schriftlich an-
zuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen,
geändert oder beseitigt werden.

Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr
als 50 v.H. derAbwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der
Abgabenpflichtige hiervon der Samtgemeinde unverzüglich Mitteilung zu machen.

§ 23

Datenverarbeitung

Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur
Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 NDGS) der
hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 9 und 10
NDSG (Vor- und Zuname der Abgabenpflichtigen und deren Anschriften; Grundstücks-
bezeichnung nebst Größe und Grundbuchbezeichnung; Wasserverbrauchsdaten) durch
die Samtgemeinde zulässig.

Sie darf die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des Melderechts,
der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung bekannt gewordenen personen-
und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich
die Daten von den entsprechenden Ämtern (Finanz-, Steuer-, Liegenschafts-, Ein-
wohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln lassen, was auch im Wege automatischer
Abrufverfahren erfolgen kann.

§ 24

Ordnungswidrigke!ten

Ordnungswidrig i. S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leicht-
fertig

1. entgegen § 14 I Abs. 3 Satz 1 der Samtgemeinde die Wassemlengen für den abge-
laufenen Erhebungszeitraum nicht innerhalb der folgenden zwei Monate angezeigt;

2. entgegen § 14 I Abs. 3 Satz 2 keinen Wasserzähler einbauen Iässt;
3. entgegen § 14 II Abs. 1 der Samtgemeinde auf deren Aufforderung nicht binnen

eines Monats die Berechnungsgrundlagen (Umfang der bebauten und befestigten
Grundstücksfläche) mitteilt;

4. entgegen § 20 Abs. 2 Satz 2 trotz Aufforderung der Samtgemeinde den Verbrauch
des ersten Monats nicht mitteilt;

5. entgegen § 21 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforder-
lichen Auskünfte nicht erteilt;

6. entgegen § 21 Abs. 2 verhindert, dass die Samtgemeinde bzw. der von ihr Beauf-
tragte an Ort und Stelle ermitteln kann und die dazu erforderliche Hilfe verweigert;

7. entgegen § 22 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt;

8. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 1 nicht unverzüglich schriftlich angezeigt, dass Anlagen
auf dem Grundstück vorhanden sind, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen;

]1
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9. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 2 die Neuanschaffung, Änderung oder Beseitigung
solcher Anlagen nicht schriftlich anzeigt,

2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 EURO geahndet
werden."

§ 25

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasserbeseitigungsab-
gabensatzung vom 09.12.2009 außer Kraft.

Bevern, 13.12.2011

Samtgemeinde Bevern

L.S.

gez. Stock

Samtgemeindebü rgermeister

12
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Satzung

der Samtgemeinde Bevern übel" Auslagenersatz und Aufwandsentschädigung

Gern. §§ 10, 44 tmd 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom
17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) mad § 3 der Niedersächsischen Kommunalbesoldungsverord-
nung (NKBesVO) vom 18.04.2002 (Nieders. GVBI. S. 126) hat der Rat der Sanltgemeinde Be-
vere in seiner Sitzung am 13.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

§1
Entschädignng der Ratsmitglieder

(1)  Ratsmitglieder

a) Die Ratsmitglieder erhalten als Ersatz ihrer Auslagen eine monatliche
Aufwandsentschädigtmg in Höhe von 38,50 Euro.

b) Daneben erhalten sie für die Teilnahme an Sitzungen des Rates und der Ausschüsse ein
Sitztmgsgeld von 13,00 Euro. Wird eine Sitzungsdauer von 6 Stunden überschritten,
»'Ard ein weiteres Sitztmgsgeld gewährt. Es werden höchstens zwei Sitztmgsgelder pro
Tag gewährt. Sitztmgsgei d wird auch für jede Fraktionssitztmg gezahlt, höchstens
jedoch für 10 Frakfionssitztmgen je Jahr.

c) Fahrtkosten für Fahrten imledlaib des Gebietes der Samtgemeinde gelten mit der
Zahlung der Aufwandsentsdaädigtmg als abgegolten. Im Übrigen werden die Auslagen
nach den Reisekostenbestimmungen auf Antrag erstattet.

d) Entsteht einem Ratsmitglied ein Verdienstausfall infolge der Ausübung seines Mandates
so wird der nachgewiesene Verdienstausfall bis zu 25,00 Euro brutto je Stunde erstattet.

(2)  Eine Aufwandsentschädigtmg enthalten neben der Entschädigtmg nach Absatz I

a) die/der 1. stellvertretende Samtgemeindebürgermeister/in und die Fraktionsvorsitzenden
mtl. in Höhe von 57,50 Etu'o,

b) die/der 2. und 3. stellvertretende Samtgemeindebürgermeister/in, die/der
Ratsvorsitzende tmd die Beigeordneten mtl. in Höhe von 38,50 Euro.

Übt ein Ratsmitglied mehrere dieser Funktionen aus, wird nur eine Entschädigtmg der
höchsten Stufe gezahlt.

§2
Dienstaußvandsentschädigung für die/den Samtgemeindebürgermeister/in und die/den

allgemeinen Vertreter/in

(I)  Die/der Samtgemeindebürgenneisteffin erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung
von 115,00 Euro.

(2)  Die/der allgemeine Vertreter/in deddes Samtgenleindebürgermeisters/in erhält eine
monatliche Aufwandsentschädigung von 76,50 Euro.
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§3
Entschädigung fiir nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder

Die Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten als Ersatz für ihre Aufwendtm-
gen bei der Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse je Sitztmg 13,00 Euro.

§4
Außvandsen(schädigung der Ehrenbeamten und der sonstigen ehrenamtlich tätigen Funk-

tionsträger der Freiwilligen Feuerwehr

(1)  Die Ehrenbeamten der Freiwilligen Feuerwehr erhalten eine monatliche Aufwandsentschä-
digung, und zwar

a) der Gemeindebrandmeister
b) sein Stellvertreter

ba) wenn nicht zugleich Ortsbrandmeister
bb) wenn zugleich Ortsbrandmeister

c) die Ortsbrandmeister (außer bb)
d) die stellvertretenden Ortsbrandmeister

75,00 Euro

37,00 Euro
55,00 Euro
36,00 Euro

8,00 Euro

(2)  Weitere ehrenamtlich tätige Ftmktionsträger der Freiwilligen Feuelwehr erhalten eine
Aufwandsentsdaädigung, tmd zwar

monatlich
a) der Samtgemeinde-Jugendfeuerwelu'wart       10,00 Euro
b) die Jugendfeuela,vehrwarte                   20,00 Euro
c) die stellvertretenden Jugendfeuelÿvehrwatÿe      8,00 Euro
d) der Samtgememde-Gerätewart                15,00 Euro
e) der Gemeindeausbildungsleiter                10,00 Euro
f) der Gemeindesicherheitsbeauflragte            5,00 Euro
g) der Schriftführer im Gemeindekommmado       13,00 Euro

jällrlich
a) die Gerätewarte der Ortswehren (außer Bevem)
b) der Gerätewart der Ortswehr Bevem
c) der Samtgemeinde-Schlauchwart

38,00 Euro
77,00 Euro
15,00 Euro

(3)  Der durch die Teilnahme ma Einsätzen, Übungen oder Lehrgängen nachweislich entstande-
ne Verdienstausfall kann bis zu 25,-- Euro brutto je Stunde erstattet werden.

§5
Aufwandsentschädigung fiir die komnmnale Frauenbeauftragte

Die ehrenamtlich tätige Frauenbeauftragte der Samtgemeinde Bevem erhält eine monatlidle
Aufwandsentschädigung in Höhe von brutto 77,00 Euro.
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§6
Ruhen der Aufwandsentschädigung

(:) Sind Ratsmitglieder sowie di e/der Samtgemeindeb0rgermeister/in oder ihr/sein allgemei-
ne/r Verlxeter/in länger als drei Monate in der Ausübtmg ihres Amtes vedfindelÿ, so ruht
für die dar0ber hinausgehende Zeit die Atffwandsentschädigtmg; dabei bleibt ein Edlo-
lungsurlaub bis zu einem Monat außer Betracht.

(2) Die Aufwandsentschädigung ruht femeß wenn der/dem Samtgemeindeb0rgermeister/in
oder deren/dessen allgemeiner Vertreter/in die Führtmg der Dienstgeschäfte verboten ist
oder wema sie vorläufig des Dienstes enthoben sind.

§7
Reisekostenentschädigung

(1) Die Ratsmitglieder sowie sonstige ehrenamtlich Tätige erhalten Reisekostenverg0tung
nach den für Beamte geltenden Reisekostenbestimmtmgen.

(2) Die/der Samtgen:eindeb0rgermeister/in mad die/der allgemeine Vertreter/in erhalten Reise-
kostenvergütung nach der ihrer Besoldung entsprechenden Reisekostenstufe der geltenden
Reisekostenbestimmungen.

§8
Entschädigung in Härtetällen

Ergeben sich bei der Anwendtmg dieser Satztmg Härtefälle, so entscheidet der Samtgemeinde-
ausschuss nach billigem Emlessen.

§9
Inkrafltreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in K, afi. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom
21.10.2003 außer Kraft.

Bevern, 13.12.2011

Samtgemeinde Bevern

gez. Stock

L.S.

Samtgemeindebürgermeister
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Betriebssatzung
für die Abwasserbeseitiltunÿ Samtÿemeinde Bevern

Aufgrtmd der §§ 10 tmd 140 Niedersächsisches Kommtmalverfasstulgsgesetz (NKonŒG)
vom 17.12.2010 (Nds. GVB1. S. 576), in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung (Eig-
BetrVO) vom 27. 01.2011, (Nds. GVBI.S. 21) hat der Rat der Samtgemeinde Bevem in sei-
ner Sitzung am 13.12.2011 folgende Betriebssatzung beschlossen:

§1

Eigenbetrieb, Name, Stammkapital

(1) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, verwalttmgsmäßig tmd finanzwirtschaftlich
gesondertes Untemelunen olme eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbetrieb) der Samtge-
meinde Bevem nach den für Eigenbetfiebe geltenden Volsdariflen tmd den Bestimmtm-
gen dieser Satztmg geführt. Der Eigenbetrieb wird nach den Wirtschaflsgrtmdsätzen des §
149 NKomVG betrieben.

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen ,Abwasserbeseitigtmg Sarntgemeinde Bevern".

(3) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 500.000,- EURO.

§2

Gegenstand und Aufgaben des Eigenbetriebes

(1) Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebs ist die Entsorgtmg der Abwässer imaerhalb
der Samtgemeinde.

(2) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen des § 136 NKomVG bei Bedarf weitere Aufgaben
übernehmen.

§3

Zusammensetzung und Zuständigkeiten der Betriebsleitung

(1) Zur Leitung des Eigenbeta'iebes wh'd eine Betriebsleiterin oder ein Betriebsleiter bestellt.

(2) Die Betriebsleittmg führt die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebes selbständig.
Dazu gehören insbesondere:

1o

2.

Maßnahmen im Bereich der innerbetrieblichen Organisation,

wiederkelu-ende Gesdaäfte bis zu einer Wertgrenze im Einzelfall in Höhe von 20.000
EURO, z.B. WerksvellTäge, Anorchmng notwendiger hlstandsetzungsarbeiten und der
laufenden Netzerweiterungen, Beschaffimg von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie
havestitionsgütem des laufenden Bedarfs.
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3. die Stundung von Forderungen bei einem Gegenstandswert im Eittzelfall bis 10.000
EURO bei einer Stundungsdauer bis 12 Monaten,

4. den Erlass bzw. die Niederschlagung von Forderungen bei einem Gegenstandswert im
Eittzelfall bis 5.000 EURO,

5.  Mehrausgaben für Einzelvorhaben des Vermögensplans (§ 15 EigBetrVO) bis zu einer
Höhe von 20.000 EURO.

6.  der Abschluss von Verträgen mit Talif- und Sonderkunden,

7. Personaleinsatz,

8.  personalrechtliche Maßnahmen, soweit nicht der Samtgemeindeausschuss oder der
Hauptverwaltungsbeamte zuständig ist.

§4

Zusammensetzung und Zuständigkeiten des Bettiebsausschusses

(1) Der Rat der Samtgemeinde Bevem bildet gemäß § 140 Abs. 2 NKomVG i.V.m. § 3 Eig-
BetrVO einen Betfiebsausschuss. Für die Bildtmg und das Verfahren des Betriebsaus-
schuss gelten die Vorschriften die §§ 71 bis 73 NKomVG.

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus fünBvom Rat der Samtgemeinde gewählten Mitglie-
dern.

(3) Dem Betriebsausschuss obliegt die Vorbereitung der vom Rat der Samtgemeinde zu fas-
senden Beschlüsse.

(4) Der Betriebsausschuss entscheidet über:

1.  die Vergabe von Auf-trägen für Lieferungen und Leistungen im Rahmen des Vermö-
gensplanes, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 20.000 EURO übersteigt,

2.  alle Betriebsangelegenheiten, soweit nicht die Betriebsleitung, der Rat oder der Haupt-
verwaltungsbeamte zuständig sind,

3.  den Absctfluss von Verträgen, wenn der Wert im Einzelfall den Betrag von 10.000
EURO übersteigt,

4.  die Stundung von Forderungen, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 10.000 EU-
RO übersteigt oder die Frist von 12 Monaten überschritten wird,

5. den Erlass bzw. die Niederschlagung von Forderungen sowie den Abschluss von au-
Bergerichflichen Vergleichen, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 5.000 EURO
übersteigt,

6.  die Einleitung eines Rechtsstreites (Aktivprozess), soweit der Streitwert im Einzelfall
mehr als 5.000 EURO beträgt,
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7.  die Vermietungen und Verpachtungen bei einem Jahreszins von mehr als 5.000 EU-
RO,

8.  Zustimmtmg zu Mehrausgaben von mehr als 20.000 EURO gem.§ 15 EigBetrVO,

9.  den Vorschlag an den Rat, den Jahresabschluss festzustellen tmd über die Behandltmg
des Ergebnisses zu entscheiden,

10. alle Betriebsangelegenheiten, soweit nicht die Betriebsleitung, der Rat der Samtge-
meinde Bevem oder der Hauptverwalttmgsbeamte zuständig sind,

11. in dringenden Fällen, in denen die vodaefige Entscheidung des Betriebsausschusses
nicht eingeholt werden kann, entscheidet die Betriebsleiterin oder Betriebsleiter im
Einvernehmen mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses.
Der Betriebsausschuss tmd der Hauptverwalttmgsbeamte sind tmverzüglich zu unter-

richten.

§5

Aufgaben des Hauptverwaltungsbeamlen

(1) Der Hauptverwalmngsbeamte ist Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung und des bei dem
Eigenbetrieb besdaäftigten Personals, soweit er seine Befugnisse mdlt auf die Betriebs-
leittmg überüagen hat.

(2) Vor der Elleilung von Weisungen des Hauptverwaltungsbeamten ist die Betriebsleitung
zu hören.

§6

Vertretung des Eigenbelriebes

(1) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die der Entscheidung der Betriebsleitung un-
terliegen, zeichnet die Betriebsleitung unter Zusatz des Namens des Eigenbetriebes. hn
Übrigen vertritt der Hauptvelwalttmgsbeamte den Eigenbetrieb.

(2) Die Betriebsleitung kann ihre Vertretungsbefugnisse für bestimmte Angelegenheiten all-
gemein oder im Einzelfall aufBedienstete des Eigenbetriebs übertragen.

§7

Wirtschaflsplan, Mittelfi'istige Ergebnis- und Finanzplanung

(1) Die Wirtschaftsfülartmg und das Reclmungswesen des Eigenbetriebes werden nach dem
Zweiten Teil der Eigenbetfiebsverordnung auf der Grundlage der Vorschriften des Han-
delsgesetzbuches geführt.
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(2) Das Whtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das Haushaltsjahr der Samtgemeinde Bevem.

(3) Der Wirtschaftsplan (§ 13 EigBeffVO) ist rechtzeitig VOll der Betriebsleitung aufzustellen
und über den Hauptverwalttmgsbeamten dem Betriebsausschuss vorzulegen, der ilm mit
dem Beratungsergebnis an den Rat zur Beschlussfassung weiterleitet. Die mittelfi'istige
Ergebnis- und Finanzplanung (§ 17 EigBetrVO) wird von der Betriebsleitung mit dem
Wirtschaftsplan vorgelegt.

§8

Sonderkasse

(1) Die Sonderkasse des Eigenbetriebes ist mit der Kommunalkasse der Samtgemeinde Be-
vere recht verbtmden. Für die Sonderkasse des Eigenbetriebes gelten die Vorschriften des
NKomVG und der Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung (GenlHKVO), soweit
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

(2) Die Kassenatffsicht führt der Betxiebsleiter.

§9

Inkrafltreten

Die Betriebssatzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleickzeitig tritt die Betriebssatzung des
Eigenbetriebes Abwasserbeseitigung Samtgemeinde Bevem vom 11.12.02 außer Iÿaft.

Bevern, den 13.12.2011

Samtgemeinde Bevem

L.S.

gez. Stock
S amt ge m eindeb ü rgermei s ter



Amtsblatt Nr. 14 vom 20.12.2011      - 502 -

Hauptsatzung der Samtgemeinde Bevern

AufGrtmd der §§ 12 Abs. 1 mld 99 des Niedersächsisdaen Komlntmalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576) hat der Rat der Samtgemeinde
Bevem in seiner Sitzung am 13.12.2011 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§1

(1)

Bezeichnung, Name, Mitgliedsgemeinden

Die Samtgemeinde ffthrt die Bezeichnung und den Namen

"Samtgemeinde Bevern"

(5)

(4)

(2) Mitglieder der Samtgemehlde sind der Flecken Bevem und die Gemeinden Golmbach,
Holenberg und Negenborn

(3)  Die Samtgemeinde hat ihren Velÿ,valtungssitz im Flecken Bevern.

Die Aufimhme und das Ausscheiden von Mitgliedsgemeinden bedürfen einer Mehrheit
der Mitgliedsgemehlden.

Die Mitgliedsgemeinden haben ihr nach § 98 Abs. 1 S. 2 NKomVG folgende Aufgaben
übetlragen:

1.  Schafftmg der kulturellen Einrichtungen, die für das Gesamtgebiet der Mitglieds-
gemeinden Bedeutung haben

(1)

(2)

(4)

{}2

Wappen, Flagge, Dienstsiegel

Das Wappen zeigt, geteilt von GrOn und Rot durch ein blaues Weilenband, oben ein
goldenes Renaissance-Schloss, unten zweimal durch zwei schwarze Stäbe, die die
Pfahlstelle bordiel'en gestalten, rechts einen silbernen Quellbrunnen, hl der Mitte drei
goldenen Kegel (2:1), links einen silbernen genaauerten Brunnen mit Eimer.

Die Flagge der Samtgemeinde weist die Farben gr(hl-rot aus mad zeigt das Wappen der
Samtgemeinde.

(3)  Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift :

ù Samtgemeinde Bevern Landkreis Holznünden"

Die Vel-wendung des Samtgemeindewappens und des Samtgemeindenamens zu nicht-
behördlichen Zwecken ist nur mit Genehmigung der Samtgemeinde zulässig.
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§3

Ratszustäudigkeit

Der Beschlussfasstmg des Rates bedürfen

a) Rechtsgesclaäfte i. S .d § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe
von 5.000 Euro übersteigt,

b) Rechtsgeschäfie i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vennögenswert die Höhe
von 5.000 Euro übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwal-
tung handelt,

c) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von
5.000 Euro übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung
abgeschlossen wurden.

§4

Vertretung der Samtgemeindebürgermeisterin oder des Samtgemehÿdebürgermeisters
nach § 81 Abs. 2 NKomVG

(l) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten bis zu drei ehrenamtliche
Vertreterimaen und/oder Vertreter der Samtgemeindebürgermeistefin oder des Samtge-
meindebürgenneisters, die sie oder ihn bei der repräsentativen Vertrettmg der Samtge-
meinde, bei der Einberuftmg des Samtgemeindeaussclausses einschließlich der Aufstel-
hing der Tagesordnung, der Leitung der Sitzungen des Samtgemehadeausschusses und
der Verpflichtung der Ratsmitglieder vertreten.

(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen
soll. Soll eine Reigenfolge bestehen, so führen die Veltretemmen und Vertreter die Be-
zeichnung 1., 2. und 3. stellvertretende/r Samtgemeindebürgermeister/in.

§5

(l)

(3)

(2)

Anregungen und Beschwerden

Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVGvon mehreren
Personen bei der Samtgemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person
zu benennen, die sie gegenüber der Saintgemeinde vertritt. Bei mehr als fünf Antrag-
stellefinnen oder Antragstellem kölmen bis zu zwei VertTeterinnen oder Vertreter be-
neamt werden.

Die Beratung kram zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1
nicht entsprochen ist.

Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Samtgemeinde zum
Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Samtgemeindeausschuss von
der Samtgemeindebürgermeisterin oder dem S anatgemeindebürgermeister ohne Bera-
tung den Antragstellerinnen oder Antragstellem mit Begründtmg zmäickzugeben. Dies
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gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum hahalt haben
(z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.).

(4) Amegungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die
guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss oh-
ne Berattmg zurückzuweisen.

(5) Die Beratung eines .4altrages katm abgelelmt werden, wenn das Antragsbegelu'en Ge-
genstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder eines Bürgerentscheides ist oder gegenüber
bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Saclworbringen enthält.

(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Samtgemeindeausschuss
übertragen, sofern for die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 2 NKomVG
ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Salntgemeindeausschuss können Anre-
gtmgen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse über-
weisen.

[}6

)

(3)

(4)

(5)

(1)

Verkündungen und öffentliche Belmnntmachungen

Satzungen, Verorchatmgen, Genehmigungen von FI ächemautzungsplänen sowie öffentli-
che Bekatmtmachungen nach dem NKomVG werden im Amtsblatt für den Landkreis
Hoizminden veröffentlicht.

Öffentliche Bekamatmachungen nach anderen Rechtsvorschfifien werden dtuch Aus-
hang für die Dauer einer Woche in den Bekanntmachungskästen bekannt gemacht.

Ortsübliche Bekamlmlachungen von Sitzungen der Vertretung (§ 59 Abs. 4 NKomVG)
und ortsübliche Bekanntmachungen nach dem Baugesetzbuch werden im ,Täglichen
Anzeiger Holzminden" bekatmt gemacht. Die Bekamltmachtmgen nach Satz 1 werden
nachrichtlicla für die Dauer einer Woche in den Bekanntmachungskästen ausgehängt.

Bekmmtmachungen von Fachausschusssitzungen und sonstige ortsübliche Bekmmtma-
chungen werden für die Dauer einer Woche ita den Bekatmtmachmlgskästen ausgehängt,
soweit nicht andere Fristen für die Veröffentlichung vorgeschrieben sind.

Die Verkündtmgen und Bekamÿtmachtmgen nach den Absätzen 1 bis 4 werden nach-
richtlich im hltemet unter der Adresse www.bevern.de veröffentlicht.

(6) Die Bekanntmachungskästen befinden sich an folgenden Stellen:
Bevem: Angerstraße 13 a, Rathaus
Ortsteil Dölme: Rühler Straße/Höhe Bushaltestelle
Ortsteil Lobach: Eversteiner Straße/Bushaltestelle
Ortsteil Lütgenade: Brunnenstraße/Bushaltestelle
Ortsteil: Reileifzen: Lange Straße/gegenüber der Kirche
Gohnbach: Am Sportzentrun/Meluzweckhalle
Ortsteil Warbsen: Fortbachtal 20/ehemalige Schule
Holenberg: Karl-Grote-Straße/Dorfgemeinschaflshaus
Negenbom: Schulstaaße/Gemeindebüro
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§7

Einwohnerversammlungen

Bei Bedarf unterrichtet die Samtgemeindeb0rgermeistefin oder der Samtgemeindeb0rger-
meister die Einwohnerinnen tmd Einwolmer durch Einwohnerversanunlungen for die ganze
Samtgemeinde oder für Teile des Samtgemeindegebietes. Zeit, Ort tmd Gegenstmad von Ein-
wolmerversammhmgen sind gemäß § 6 Abs. 2 mindestens eine Woche vor der Veranstaltung
öffentlidl bekamlt zu machen.

§8

Samtgemeindeumlage

Die Samtgelneindeurnlage wird je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemein-
den und nach der Bemessungsgrundlage der Kreisumlage festgesetzt.

§9

Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung laitt mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Amts-
blatt des Landkreises Holzminden ausgegeben ist, in dem sie veröffentlicht ist. Gleichzeitig
tritt die Hauptsatztmg der Samtgemeinde Bevem vom 15.07.1997 atd3er Kraft.

Bevem, den 13.12.2011
Samtgemeinde Bevem

L,S.

gez. Stock

Samtgemeindebürgermeister
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Bet!'iebssatzung
r die Wasserverso):Runlÿ Samt_gemeinde Bevern

Aufgrtmd der §§ 10 tmd 140 Niedersächsisches Kommtmalverfassungsgesetz (NKomVG)
vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung (Eig-
BetrVO) vom 27.01.2011, (Nds. GVBI.S. 21) hat der Rat der Samtgemeinde Bevem in seiner
Sitzung am 13.12.2011 folgende Betriebssatzung beschlossen:

§1

Eigenbetrieb, Name, Stammkapilal

(1) Der Eigenbetaieb wird als organisatorisch, verwalttmgsmäßig und finanzwirtschaftlich
gesondertes Unternehnlen olme eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbetrieb) der Samtge-
meinde Bevem nach den für Eigenbetriebe geltenden Volschriften mad den Bestinunun-
gen dieser Satzung geführt. Der Eigenbetrieb wird nach den Wirtsdlaftsgrundsätzen des §
149 NKomVG betrieben.

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen ,Wasse=n, ersorgung Samtgemeinde Bevem".

(3) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 500.000,- EURO.

§2

Gegenstand und Aufgaben des Eigenbetriebes

(1) Gegenstand tmd Aufgabe des Eigenbetriebes ist die Versorgtmg der Bevölkerung mit
Wasser.

(2) Der Eigenbetrieb kann hn Rahmen des § 136 NKomVG bei Bedarf weitere Aufgaben
übemelmlen.

§3

Zusannnensetzung und Zuständigkeiten der Betriebsleitung

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebes wird eine Betriebsleiterin oder ein Betriebsleiter bestellt.

(2) Die Betriebsleittmg führt die laufenden Geschäfte des Eigenbetfiebes selbständig:
Dazu gehören insbesondere:

1. Maßnahmen im Bereich der innerbetfieblichen Organisation,

2. wiederkehrende Geschäfte bis zu einer Wertgrenze im Einzelfall in Höhe von 20.000
EURO, z.B. Werksverträge, Anordnung notwendiger hmtandsetztmgsarbeiten tmd der
laufenden Netzer, veiterungen, Beschaffimg von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie
!Jwestitionsgütem des laufenden Bedarfs.
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3. die Sttmdung von Forderungen bei einem Gegenstandswert im Einzelfall bis 10.000
EURO bei einer Stundungsdauer bis 12 Monaten,

4. den Erlass bzw. die Niederschlagung von Forderungen bei einem Gegenstandswert im
Einzelfall bis 5.000 EURO,

5° Mehrausgaben für Einzelvorhaben des Vemlögensplans (§ 15 EigBetrVO) bis zu einer
Höhe von 20.000 EURO.

6.  der Abschluss von Verträgen mit Tarif- tuld Sonderkunden,

8°

7.  Personaleinsatz,

person al rechtli che Maßnahmen, soweit nicht der Samtgememdeaussdluss oder der
Hauptverwalttmgsbeamte zuständig ist.

§4

Zusammensetzung und Zuständigkeiten des Bettäebsausschusses

(1) Der Rat de= Samtgemeinde Bevem bildet gemäß § 140 Abs. 2 NKomVGi.V.m. § 3 Eig-
BetrVO einen Betriebsausschuss. FOr die Bildung tmd das Verfahren des Betriebsaus-
schuss gelten die Vorschriften der §§ 71 bis 73 NKomVG

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus fünf vom Rat der Samtgemeinde gewählten Mitglie-
dern.

(3) Dem Betriebsausschuss obliegt die Vorbereitung der vom Rat der Samtgemeinde zu fas-
senden Beschlüsse.

(4) Der Betriebsausschuss entscheidet über:

1.  die Vergabe von Aufträgen für Liefer=rogen und Leistungen im Rahmen des Vennö-
gensplanes, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 20.000 EURO übersteigt,

2.  alle Betriebsangelegenheiten, soweit nicht die Betriebsleitung, der Rat oder der Haupt-
verwaltungsbemnte zuständig sind,

3.  den Abschluss von Verträgen, wem1 der Wert im Einzelfall den Betrag von 10.000
EURO übersteigt,

4.  die Stundung von Forderungen, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 10.000 EU-
RO übersteigt oder die Frist von 12 Monaten überschritten wird,

5.  den Erlass bzw. die Niederschlagung von Forderungen sowie den Abschluss von au-
ßergefichtlichen Vergleichen, wem1 der Gegenstandswert im Einzelfall 5.000 EURO
übersteigt,

6.  die Einleitung eines Rechtsstreites (Aktivprozess), soweit der Streitwert im Einzelfall
mehr als 5.000 EURO beträgt,
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7.  die Venniettmgen und Verpachtungen bei einem Jahreszins VOll mehr als 5.000 EU-
RO,

8.  Zustinmatulg zu Mehrausgaben von mehr als 20.000 EURO gern. § 15 EigBetrVO.

9.  den Vorschlag an den Rat, den Jahresabschluss festzustellen und über die Behandlung
des Ergebnisses zu entscheiden,

10. alle BetTiebsangelegenheiten, soweit nicht die Betriebsleitung, der Rat der Samtge-
meinde Bevem oder der Hauptverwalttmgsbeamte zuständig sind,

11. in dringenden Fällen, in denen die vorherige Entscheidung des Betriebsausschusses
nicht eingeholt werden kamm, entscheidet die Bela'iebsleiterin oder der Betriebsleiter im
Einvernehmen mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Betriebs-ausschusses.

Der Betriebsaussclauss und der Hauptverwaitungsbeamte sind unverzüglich zu unter-
richten.

{}5

Aufgaben des Hauptverwaitungsbeamten

(1) Der Hauptverwalmngsbeamte ist Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung und des bei dem
Eigenbetrieb beschäftigten Personals, soweit er seine Befugnisse nidat auf die Betriebslei-
ttmg übertragen hat.

(2) Vor der Erteihmg von Weisungen des Hauptverwaltungsbeamten ist die Betriebsleitung
zu hören.

§6

Vertretung des Eigenbetriebes

(1) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die der Entscheidung der Betriebsleitung un-
terliegen, zeichnet die Betriebsleitung unter Zusatz des Namens des Eigenbetfiebes. hn
Übrigen vertritt der Hauptverwalttmgsbeamte den Eigenbetrieb.

(2) Die BetTiebsleitung kann ihre Veÿ-etungsbefugnisse für bestinmate AJagelegenheiten all-
gemein oder im Einzelfall aufBedienstete des Eigenbetriebs übertragen.

§7

Wirlschaflsplan, Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung

(1) Die Wirtschaftsführtmg und das Rechnungswesen des Eigenbetriebes werden nach dem
Zweiten Teil der Eigenbetfiebsverordnung auf der Gnmdlage der Vorschriften des Han-
delsgesetzbuches geführt.

(2) Das Wirtschaflsjahr des Eigenbetriebes ist das Haushaltsjahr der Samtgemeinde Bevem.
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(3) Der Wirtschaftsplan (§ 13 EigBetrVO) ist rechtzeitig von der Betriebsleitung aufzustellen
und über den Hauptverwaltungsbeamten dem Betriebsausschuss vorzulegen, der ilm mit
dem Beratungsergebnis an den Rat zur Beschlussfassung weiterleitet. Die mittelfi'istige
Ergebnis- mad Finanzplantmg (§ 17 EigBetrVO) wird von der Betriebsleittmg mit dem
Wh'tschaftsplan vorgelegt.

§8

Sonderkasse

(1) Die Sonderkasse des Eigenbetriebes ist mit der Kommunalkasse der Samtgemeinde Be-
vere nicht verbunden. Für die Sonderkasse des Eigenbetriebes gelten die Vorschriften des
NKomVG und der Gemeindehaushalts- und kassenverordnung (GemHKVO), soweit
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

(2) Die Kassenaufsicht fifllrt der Betriebsleiter.

§9

Inkrafttreten

Die Betriebssatzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung des
Eigenbetriebes Wasserversorguug Samtgemeinde Bevem vom 11.12.02 atd3er Kaafi.

Bevern, den 13.12.2011

Samtgemehade Bevern

L.S.

gez. Stock

Samtgemeindebürgermeister
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Satzung

über die Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche
Abwasserbeseitigungsanlage der Samtgemeinde Bevern

( Abwasserbeseitigungssatzung )

Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 98 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), in Verbindung mit den §§
95 bis 100 des Niedersächsischen Wassergesetzes in der Fassung vom 19.02.2010 (Nds.
GVBI. S. 64) hat der Rat der Samtgemeinde Bevern in seiner Sitzung vom 13.12.2011
folgende Satzung beschlossen:

I.    Allgemeine Bestimmungen

§ 1

AHgemeines

(1)

(2)

(1)

(4)

Die Samtgemeinde Bevern betreibt nach Maßgabe dieser Satzung zur Beseitigung des
ihrem Entsorgungsgebiet anfallenden Abwassers jeweils eine öffentliche Einrichtung zur

a) zentralen Schmutzwasserbeseitigung,

b) zentralen Niederschlagswasserbeseitigung,

c) Beseitigung des Inhalts von abflusslosen Sammelgruben und des in Kleinklär-
anlagen anfallenden Schlamms.

Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisations- und Abwasserbehand-
lungsanlagen im Trenn- und Mischverfahren (zentrale Abwasseranlagen) oder mittels
Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von Abwasser einschließ-
lich des in Kläranlagen anfallenden Schlammes (dezentrale Abwasseranlagen).

(3) Die Samtgemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vor-
nehmen lassen.

Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Her-
stellung, Erweiterung und Sanierung bestimmt die Samtgemeinde im Rahmen der ihr
obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

§2
Begriffsbestimmun.qen

Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Sammeln, Fortleiten,
Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie die
Beseitigung des in Kleinkläranlagen im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung
und die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abfluss-
losen Gruben gesammelten Abwassers, soweit die Samtgemeinde abwasserbeseiti-
gungspflichtig ist.
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(2) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser.

Schmutz.wasser ist

a) das durch häuslichen Gebrauch verunreinigte Wasser (häusliches Abwasser),

(7)

(8)

(5)

(4)

b) das durch gewerblichen, industriellen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch
verunreinigte oder sonst in seinen Eigenschaften veränderte Wasser (nichthäusliches
Abwasser). Ausgenommen ist durch landwirtschaftlichen Gebrauch entstandene Ab-
wasser, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder
gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden.

Niederschlagswasser ist das aufgrund von Niederschlägen aus dem Bereich von be-
bauten und befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuch-
rechtes.

Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind alle Einrichtungen
die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung, Ableitung und Reinigung des
Abwassers auf dem Grundstück dienen, soweit sie nicht Bestandteil der öfentlichen Ab-
wassereinrichtung sind. Zu den Grundstücksentwässerungsanlagen zählen auch ab-
flusslose Sammelgruben.

Die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung für Schmutzwasser endet mit dem
Straßenkanal vor dem zu entwässernden Grundstück.

Die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung für Niederschlagswasser endet mit dem
Straßenkanal vor dem zu entwässernden Grundstück.

(6) Zur öffentlichen zentralen Abwassereinrichtung gehören

a) das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließlich aller technischen Ein-
richtungen (je nach den örtlichen Verhältnissen), das Leitungsnetz mit getrennten
Leitungen für Schmutzwasser und Niederschlagswasser (Trennverfahren) oder/und
gemeinsame Leitung für beide Abwasserarten (Mischverfahren), Reinigungs-
schächte, Pumpstationen, Rückhaltebecken und Schächte;

b) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers, das sind Klärwerke und ähnliche
Anlagen, die von der Samtgemeinde oder von Ihr beauftragten Dritten betrieben
Werden;

c) offene und verrohrte Gräben und Wasserläufe, die zur Aufnahme der Abwässer
dienen und nicht Gewässer im Sinne des NWG sind sowie

d) alle zur Erfüllung der in den Ziff. a) bis c) genannten Aufgaben notwendigen Sachen
und Personen der Samtgemeinde und von Ihr beauftragten Dritten.

Zur öffentlichen dezentralen Abwassereinrichtung gehören alle Vorkehrungen und
Einrichtungen für Abfuhr und Behandlung von Abwasser aus abflusslosen Gruben
und in Kleinkläranlagen anfallendem Schlamm außerhalb des zu entwässernden
Grundstücks sowie die zur Erfüllung der dabei anfallenden Aufgaben eingesetzten
Sachen und Personen der Samtgemeinde und deren Beauftragten.

Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den/die Grundstückseigentümedin be-
ziehen, gelten die Regelungen entsprechend auch für Erbbauberechtigte, Nieß-
braucher/innen und sonstige dingliche Berechtigte.
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§ 3

Anschluss- und Benulzun.qszwan.q Schmutzwasser

(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, sein Grundstück nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen an eine öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, so-
bald auf seinem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt.

(2) Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzunehmen, sobald das Grundstück mit
Gebäuden für den dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder
für gewerbliche und industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der Bebauung des Grund-
stücks begonnen wurde.

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss an die zentrale Abwasser-
anlage, soweit die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung vor/auf dem Grundstück
betriebsbereit vorhanden ist, sonst auf den Anschluss an die dezentrale Abwasser-
anlage.

(4) Die Samtgemeinde kann den Anschluss an die zentrale Abwasseranlage auch nach-
träglich verlangen, sobald die Voraussetzungen des Abs. 3 nachträglich eintreten und
soweit die Vorschrift des § 96 Abs. 6 S. 3 NWG dem nicht entgegensteht. Der Grund-
stückeigentümer erhält eine entsprechende Mitteilung durch die Samtgemeinde. Der
Anschluss ist innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mitteilung vorzunehmen.

(5) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwässerungskanäle eingebaut
werden sollen, Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen der Samtgemeinde alle Ein-
richtungen für den künftigen Anschluss an die zentrale Abwasswranlage vorzubereiten
und die erforderlichen Maßnahmen zu dulden.

(6) Wenn und soweit ein Grundstück bezüglich des Schmutzwassers an eine öffentliche
Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, alles
anfallende Schmutzwasser- sofern nicht eine Einleitungsbeschränkung nach dieser
dieser Satz.ung besteht der öffentlichen Abwasseranlage zuzuführen.

§3a

Anschluss-und Benutzun.qszwan.q - N!ederschlagswasser.

Jeder/Jede Grundstückseigentümeriin ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück nach Maßgabe
der Bestimmungen dieser Satzung an die öffentliche Abwassereinrichtung anzuschließen
soweit ein gesammeltes Fortleiten des auf dem Grundstück anfallenden Niederschlags-
wassers erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit zu ver-
hüten.

84

Befreiun.q vom Anschluss- und Benutzun.qszwan.q

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Abwasser kann auf Antrag
ausgesprochen werden, wenn der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Ab-
wassereinrichtung für den/die Grundstückseigentümer/in unter Berücksichtigung der
Erfordernisse des Gemeinwohl unzumutbar ist. Der Antrag ist schriftlich innerhalb eines
Monats nach der Aufforderung zum Anschluss bei der Samtgemeinde zu stellen. Für
Befreiungsanträge gilt § 5 Abs. 2 entsprechend.
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(2) Für Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist unter dem Vorbehalt des
Widerrufs und auf bestimmte Zeit auszusprechen.

§5
Entwässerunqsgenehmigung

(1) Die Samtgemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung eine Genehmigung
zum Anschluss an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Ent-
wässerungsgenehmigung). Änderungen der Grundstücksentwässerungsanlage, der der
Entwässerungsgenehmigung zugrunde liegenden Abwasserverhältnisse oder des An-
schlusses an die Abwasseranlagen bedürfen ebenfalls einer Entwässerungsgenehmi-
gung.

(2)

(4)

(6)

(7)

(8)

(1)

(5)

(3)

Entwässerungsgenehmigungen nach Abs. 1 sind vom Grundstückeigentümer schriftlich
zu beantragen (Entwässerungsantrag).

Die Samtgemeinde entscheidet, ob und in welcher Weise das Grundstück anzu-
schließen ist. Sie kann Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begut-
achtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige verlangen,
sofern das zur Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderlich erscheint. Die
Kosten hat der/die Grundstückseigentümer/innen zu tragen.

Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und Iässt diese unberührt. Sie
gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers. Sie ersetzt
nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder Betrieb der Grundstücks-
entwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten.

Die Samtgemeinde kann - abweichend von den Einleitungsbedingungen dieser
Satzung - die Genehmigung unter Bedingungen und Auflagen sowie unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs oder der nachträglichen Einschränkung oder Änderung erteilen.

Soweit das Grundstück an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen ist, kann
die Samtgemeinde dem/der Grundstückseigentümer/in die Eigenüberwachung für
die Grundstücksentwässerungsanlage und für das auf dem Grundstück anfallende Ab-
wasser nebst Vorlagepflicht der Untersuchungsergebnisse auferlegen sowie die
Duldung und Kostentragung für eine regelmäßige Uberwachung durch die Samtge-
meinde festsetzen. Die Samtgemeinde ist berechtigt, Art und Umfang der Eigenüber-
wachung zu bestimmen.

Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder der
Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage nur begonnen werden, wenn und so-
weit die Samtgemeinde ihr Einverständnis erteilt hat.

Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der
Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlagen nicht begonnen oder
wenn die Ausführung drei Jahre unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf Antrag um
jeweils höchstens drei Jahre verlängert werden.

§6

Entwässerungsant[ag

Der Entwässerungsantrag ist bei der Samtgemeinde mit dem Antrag der Baugenehmi-
gung einzureichen, wenn die Entwässerungsgenehmigung wegen eines genehmigungs-
pflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den Fällen des § 3 Abs. 4 ist der Ent-
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wässerungsantrag spätestens einen Monat nach der Aufforderung zum Anschluss vor-
zulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Antrag einen Monat vor deren geplanten
Beginn einzureichen.

(2) Der Antrag für den Anschluss an eine zentrale Abwasseranlage hat zu enthalten:

a) Erläuterungsbericht mit

-  einer Beschreibung des Vorhabens und seiner Nutzung
-  Angaben über die Größe und Art der befestigten Flächen,

b) Eine Beschreibung nach Art und Umfang der Produktion bzw. sonstigen Tätigkeiten
und der Menge und Beschaffenheit des dabei anfallenden Abwassers sowie die An-
gabe der Anzahl der Beschäftigten, wenn es sich um einen Gewerbe- oder Indus-
triebetrieb handelt.

c) Bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehandlungsanlagen Angaben über

-  Menge, Anfallstelle und Beschaffenheit des Abwassers
-  Funktionsbeschreibung derVorbehandlungsanlage
-  Behandlung und Verbleib von anfallenden Rückständen (z.B. Schlämme,

Feststoffe, Leichtstoffe)

d) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschießenden Grundstückes im
Maßstab nicht kleiner als 1 : 500 mit folgenden Angaben:

-  Straße und Hausnummer
-  Gebäude und befestigte Flächen
-  Grundstücks- und Eigentumsgrenzen
-  Lage der Haupt- undAnschlusskanäle
-  Gewässer, soweit vorhanden oder geplant
-  in der Nähe derAbwasserleitungen vorhandenen Baumbestand,

e) Schnittplan im Maßstab 1 : 100 durch die Fall- und Entlüftungsrohre des Gebäudes
mit den Entwässerungsobjekten. Einen Längsschnitt durch die Grundleitung und die
Revisionsschächte mit Angabe der Höhenmaße des Grundstücks und der
Sohlenhöhe im Verhältnis zur Straße, bezogen auf NN,

Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maßstab 1 : 100; soweit dies zur
Klarstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen erforderlich ist. Die Grundrisse
müssen insbesondere die Bestimmung der einzelnen Räume und sämtliche in Frage
kommenden Einläufe sowie die Ableitung unter Angabe der lichten Weite und des
Materials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage et-
waiger Absperrschieber, Rückstauverschlüsse oder Hebeanlagen.

(3) Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Niederschlagswasserleitungen ge-
strichelten Linien und Mischwasserleitungen strichpunktiert darzustellen. Später auszu-
führende Leitungen sind zu punktieren. Dabei sind vorhandene Anlagen schwarz, neue
Anlagen rot und abzubrechende Anlagen gelb kenntlich zu machen.

(4) Die Samtgemeinde kann weitere Unterlagen fordern, wenn diese zur Beurteilung der
Entwässerungsanlage erforderlich sind.
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§ 7
BIl.qemeine Einleitunqsbeÿnÿqun.qen

(1) Wenn eine Einleitung der Genehmigung nach § 98 NWG bedarf, treten die in dieser
Genehmigung vorgegebenen Werte und Anforderungen an die Stelle der in dieser
Satzung festgele..gten Einleitungsbedingungen. Eine nach § 98 NWG erteilte Genehmi-
gung ersetzt im Ubrigen nicht die Entwässerungsgenehmigung nach dieser Satzung.
Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, eine Ausfertigung der Genehmigung
nach § 98 NWG innerhalb eines Monats nach Zugang der Samtgemeinde auszu-
händigen, soweit die Samtgemeinde nicht für die Genehmigung zuständig ist. Für die
Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen gelten die in Abs. 2 - 15 geregelten Ein-
leitungsbedingungen. Wenn eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverordnung ge-
nehmigt wird, treten die in dieser Genehmigung bestimmten Werte an die Stelle der in
den nachfolgenden Absätzen festgelegten Einleitungsbedingungen. Eine aufgrund der
Indirekteinleiterverordnung erteilte Einleitungsgenehmigung ersetzt für ihren Geltungs-
umfang die Entwässerungsgenehmigung nach dieser Satzung.

(2) Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwässerungsanlage eingeleitet
werden.

(6)

(7)

(8)

(5)

(4)

(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten darf unbelastetes Nieder-
schlagswasser, unbelastetes Grund- oder Dränwasser sowie unbelastetes Kühlwasser
nur in den Niederschlagswasserkanal, Schmutzwasser nur in den Schmutzwasserkanai
eingeleitet werden.

Die Samtgemeinde ist berechtigt, jedeÿeit die Grundstücksentwässerungsanlagen
darauf zu überprüfen oder überprüfen zu lassen, ob die Einleitungsbedingungen nach
dieser Satzung eingehalten werden. Sie kann zu diesem Zweck auch jederzeit Proben
des Abwassers entnehmen und untersuchen oder Messgeräte in den öffentlichen
oder privaten Revisionsschächten installieren. Soweit kein Revisionsschacht vor-
handen ist, die Samtgemeinde berechtigt, die zur Messung erforderlichen Ein-
richtungen einzubauen. Die Kosten für diese Überwachungsmaßnahmen hat der/die
Grundstückseigentümedin zu tragen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist ver-
pflichtet, der Gemeinde die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage und des
Abwassers erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser nicht den Anforderungen
dieser Satzung entspricht, kann gefordert werden, dass geeignete Vorbehandlungs-
anlagen und/oder Rückhaltungsmaßnahmen zu erstellen sind.

Die Gemeinde kann eine Rückhaltung und Vorbehandlung auf dem Grundstück
fordern, wenn die zulässige Abflussmenge überschritten wird und/oder das Nieder-
schlagswasser nicht den Anforderungen dieser Satzung entspricht.

Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer i.S.d. Satzung unzulässigerweise
in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet, ist die Samtgemeinde berechtigt, auf
Kosten des Grundstückseigentümerslder Grundstückseigentümerin die dadurch ent-
stehenden Schäden in der Abwasseranlage zu beseitigen.

Entspricht ein Anschluss nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden Einleitungs-
bedingungen, sind der/die Grundstückseigentümer/in sowie ggf. der Abwassereinleiter
verpflichtet, die Einleitung entsprechend auf ihre Kosten anzupassen. Die Samtge-
meinde kann eine solche Anpassung verlangen und dafür eine angemessene Frist
setzen.
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§8

Besondere Einleitungsbedingungen

(1) In die öffentlichen Abwasseranlage(n) dürfen keine Stoffe eingeleitet werden die

-  die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen führen,
-  giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Gase bilden,
-  Bau- und Werkstoffe der öffentlichen Abwasseranlage in stärkerem Maße

angreifen sowie
-  die Abwasserreinigung und/oder Schlammbeseitigung erschweren oder
-  die die öffentliche Sicherheit gefährden.

Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe:

-  Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Treber, Hefe, Borsten, Le-
derreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u.ä. (diese Stoffe
dürfen auch in zerkleinertem Zustand nicht eingeleitet werden);

-  Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und
später erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen;

-  Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut, Molke, Kleintiereinstreu und
Futterreste aus der Tierhaltung;

-  Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die die Ölab-
scheidung verhindern;

-  Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierisches und pflanzliche Öle und Fette ein-
schließlich des durch diese Stoffe verunreinigten Waschwassers;

-  Säuren und Laugen ( zulässiger ph - Bereich 6,5-10), chlorierte Kohlen-
wasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasserstoff; Blausäure und Stickstoff-
wasserstoffsäure sowie deren Salze; Carbide, die Acetylen bilden;
ausgesprochen toxische Stoffe.

-  Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Be-
handlungsaniagen;

-  Inhalte von Chemietoiletten
-  Grund-, Drain- und Kühlwasser
-  Medikamente und pharmazeutische Produkte
-  Fototechnische Abwässerwie Fixierbäder, ferricyananhaltige Bleichbäder,

Entwicklerbäder, Ammoniaklösungen, Pestizide

(2) Schmutzwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es
der Strahlenschutzverordnung i. d. F. vom 20. Juli 2001 (BGBI.I.S. 1714 ) insbe-
sondere § 47 Abs. 4 - entspricht.

(3) Schmutzwässer- insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleich-
baren Einrichtungen (z.B. Krankenhäuser) -dürfen, abgesehen von den übrigen
Begrenzungen des Benutzungsrechts, nur eingleitet werden, wenn sie in der Stich-
probe folgende Einleitungswerte laut Anlage 1 nicht überschreiten.

(4) Für die in der Anlage 1 vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die Einleitungs-
Werte im Bedarfsfall festgesetzt, wenn dies von der Menge oder Beschaffenheit des
einzuleitenden Abwassers her erforderlich ist, um eine ordnungsgemäße Abwasser-
beseitigung sicherzustellen.

(5) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder industriell genutzten
Grundstücken oder von anderem nicht häuslichen Schmutzwasser in öffentliche Ab-
wasseraniagen ist eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie umfasst mindestens
fünf Stichproben, die - in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand
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von nicht weniger als zwei Minuten entnommen - gemischt werden. Die qualifizierte
Stichprobe ist nicht bei den Parametern Temperatur und ph-Wert anzuwenden. Dabei
sind die in dieser Satzung oder in der Einleitungsgenehmigung genannten Grenzwerte
einzuhalten. Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit der
Abwässer notwendigen Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren
zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der zurzeit gültigen Fassung
und nach den entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasser-
wesen im Deutschen Institut für Normung e.V., Berlin, auszuführen.

(6) Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und Frachtenbegrenzungen können
im Einzelfall festgesetzt und die Einhaltung der geringeren Einleitungswerte kann ange-
ordnet werden, soweit dies nach den Umständen des Falles geboten erscheint, um
eine Gefährdung der öffentlichen Abwasseranlage oder der in der Anlage beschäftigten
Personen, die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anlage oder eine Erschwerung
der Abwasserbehandlung sowie der landwirtschaftlichen Klärschlammverwertung zu
verhüten. Das Einleiten oder Einbringen von Stoffen, die die geringeren Einleitungs-
werte überschreiten, fällt im Geltungsbereich der Anordnung unter das Einleitungs-
verbot nach Abs. 3. Höhere Einleitungswerte können im Einzelfall- nur unter Vorbehalt
des jeder-zeitigen Widerrufs - zugelassen werden, wenn nach den Besonderheiten des
Falles die schädlichen Stoffe und Eigenschaften der Abwässer innerhalb dieser Gren-
zen für die öffentlichen Abwasseranlage, die darin beschäftigten Personen und die Ab-
wasserbehandlung vertretbar sind.

(7) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik
Abwasser zu verdünnen oder zu vermischen, um Einleitungswerte zu umgehen oder die
Einleitungswerte zu erreichen.

II.    Besondere Bestimmungen für zentrale Abwasseranlagen

§9

(2)

(4)

(3)

(1)

.Anschlusskanal/Grundstücksanschluss.

Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren Anschluss an die jeweilige
öffentliche Abwasseranlage haben (bei Trennkanalisation zwei Anschlüsse). Die Lage
und lichte Weite des Anschlusskanals und die Anordnung der Revisionsschächte auf
dem zu entwässernden Grundstück bestimmt die Samtgemeinde. Es besteht kein
Anspruch auf eine bestimmte Entwässerungstiefe.

Die Samtgemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstücke an
einen gemeinsamen Anschlusskanal zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die
beteiligten Grundstückseigentümer/innen die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung
der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstück durch Ein-
tragung einer Baulast und einer Dienstbarkeit gesichert haben.

Die Samtgemeinde Iässt die Grundstücksanschlüsse für die Schmutz- und Nieder-
schlagswasserbeseitigung (Anschlusskanal vom Straßenkanal bis zur Grenze des zu
entwässernden Grundstücks) herstellen.

Ergeben sich bei der Ausführung der Anschlusskanäle unvorhersehbare Schwierig-
keiten, die auch ein Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern können, so hat der
Grundstückseigentümer den dadurch für die Anpassung seiner Grundstücksentwässer-
ungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. Der Grundstückseigentümer kann keine
Ansprüche geltend machen für Nachteile, Erschwemisse und Aufwand, die durch solche
Änderungen der Anschlusskanäle beim Bau und beim Betrieb der Grundentwässerungs-
anlage entstehen.
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(5) Die Samtgemeinde hat den Anschlusskanal zu unterhalten und bei Verstopfung zu
reinigen. Die Kosten trägt der/die Grundstückseigentümer/in, soweit die Ursache für die
Unterhaltung und Reinigung nicht im Bereich der öffentlichen Abwassereinrichtung liegt.

(6) Deddie Grundstückseigentümer/in darf den Anschlusskanal nicht verändern oder ver-
ändern lassen.

§ lO

Grundstücksentwässerun.qsanla.qeq

(2)

(5)

(1) Die Entwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist vom Grund-
stückseigentümer/in nach den jeweils geltenden Regeln der Technik, insbesondere gem.
DIN EN 752 » Entwässerungssysteme außerhalb von Gebäuden" und DIN 1986, Ent-
wässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke" und nach den Bestimmungen
dieser Satzung auf eigene Kosten zu errichten und zu betreiben.

Ist für das Ableiten der Abwässer in den Anschlusskanal ein natürliches Gefälle nicht
vorhanden oder besteht Rückstaugefahr, die durch eine Rückstaudoppelvorrichtung
nicht sicher beseitigt werden kann, so muss eine Abwasserhebeanlage eingebaut
werden.

Die Herstellung und Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 18300 zu erfolgen. Die
Herstellung von Rohrgräben, das Verlegen des Hausanschlusses bis zum Revisions-
schacht sowie das Verfüllen der Rohrgräben darf nur durch einen Unternehmer er-
folgen, der gegenüber der Samtgemeinde die erforderliche Sachkunde nachgewiesen
hat. Auf dem anzuschließenden Grundstück sollte jeweils ein Übergabeschacht
(Grundstücksrevisionsschacht für Schmutz- und Niederschlagswasserkanal) errichtet
werden.

(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch die Samt-
gemeinde in Betrieb genommen werden. Bis zur Abnahme einschl, der Dichtigkeits-
prüfung gem. DIN 4033 dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. Über das Prüfungser-
gebnis wird ein Abnahmeschein ausgefertigt, soweit das Prüfungsergebnis die Inbe-
triebnahme der Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind
diese innerhalb einer zu stellenden Frist zu beseitigen. Der Abnahmeschein befreit den/
die Grundstückseigentümer/in nicht von seiner Haftung für den ordnungsgemäßen
Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage.

(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebs-
fähigen Zustand zu erhalten. Werden Mängel festgestellt, so kann die Samtgemeinde
fordern, dass die Grundstücksentwässerungsanlage auf Kosten des Grundstücksei-
gentümers/der Grundstückeigentümerin in den vorschriftsmäßigen Zustand gebracht
wird.

Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den
jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 1, so hat sie der/die Grundstücks-
eigentümer/in auf Verlangen der Samtgemeinde auf eigene Kosten entsprechend an-
zupassen. Für die Anpassung ist dem/der Grundstückseigentümer/in eine angemessene
Frist zu setzen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist zur Anpassung der Grundstücks-
entwässerungsanlage auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen
Abwasseranlage das erforderlich machen. Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der
Genehmigung durch die Samtgemeinde. Die §§ 5 und 6 sind entsprechend anzuwenden.
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§11

Ü be[wachun.q der Grundstücksentwässerunqsanlaqen

i) Der Samtgemeinde oder Beauftragten der Samtgemeinde sind zur Prüfung der Grund-
stücksentwässerungsanlage oder zur Beseitigung von Störungen sofort und ungehindert
Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen und zu den Abwasser-
anfallstellen zu gewähren. Die Samtgemeinde oder Beauftrage der Samtgemeinde sind
berechtigt, notwendige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder
einzuleitende Abwasser zu überprüfen und Proben zu entnehmen.

(2)

(1)

(3)

(I)

(2)

(2)

(3)

Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen
Revisionsschächte und -kästen, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsan-
lagen müssen zugänglich sein.

Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen.

§ 12

Sicherußg gegen Rückstau

Gegen den Rückstau des Abwassers aus den öffentlichen Abwasseranlagen hat sich
jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. Aus Schäden, die durch Rückstau ent-
stehen, können Ersatzansprüche gegen die Gemeinde nicht hergeleitet werden. Der
Anschlussnehmer hat die Gemeinde außerdem von Schadensersatzansprüchen Dritter
freizuhalten.

Rückstaubebene ist die Straßenoberfläche vor dem anzuschließenden Grundstück. Un-
ter der Rückstauebene liegende Räume, Schächte, Schmutz- und Regenwasserabläufe
usw. müssen gemäß DIN EN 12056 vom Januar 2001 in Verbindung mit DIN-1986 ge-
gen Rückstau abgesichert sein. Die Sperrvorrichtungen sind dauernd geschlossen zu
halten und dürfen nur bei Bedarf geöffnet werden.

Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen sein können oder die an-
grenzenden Räume unbedingt gegen Rückstau geschützt werden müssen, z.B.
Wohnungen, gewerbliche Räume, Lagerräume für Lebensmittel oder andere wertvolle
Güter, ist das Schmutzwasser mit einer automatisch arbeitenden Abwasserhebeanlage
bis über die Rückstauebene zu heben und dann in die öffentlichen Abwasseranlagen zu
leiten.

III. Besondere Vorschriften für die dezentrale Abwasseranlage

§ 13

Bau u_nd Betrieb von Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammel.qrubeß

Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben sind so anzulegen und vorzuhalten,
dass sie von den eingesetzten Entsorgungsfahrzeugen ungehindert angefahren und ent-
leert/entschlammt werden können. Der Gemeinde oder den von Ihr Beauftragten ist zum
Zwecke der Entleerung und Entschlammung der Kleinkläranlagen und der abflusslosen
Sammelgruben ungehindert Zutritt zu gewähren.

Der Samtgemeinde ist jede vorhandene oder in Betrieb genommene Kleinkläranlage
oder abflusslose Sammelgrube durch deren Betreiber anzuzeigen. Die Anzeige hat
folgende Angaben zu enthalten:

a) Angaben über Art und Bemessung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sammel-
grube.

10
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b) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan den anzuschließenden Grundstücks im
Maßstab nicht kleiner 1 : 500 mit folgenden Angaben:

-  Straße und Hausnummer
-  Vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Grundstück,
-  Lage der Kleinkläranlage
-  Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des Gebäudes mit Schächten
-  Anfahr- und Entleerungsmöglichkeit für das Entsorgungsfahrzeug.

c) Hinsichtlich der Einleitung von Stoffen gelten für Kleinkläranlagen und für abflusslose
Sammelgruben die auch für die Grundstücksentwässerungsanlagen geltenden Vor-
schriften.

§ 14

Besondere Re qlun_g für abflusslose Sammel rqruben

(1) Abflusslose Sammelgruben (Grundstücksentwässerungsanlage) sind vom/von der
Grundstückseigentümedin nach den jeweils geltenden allgemein anerkannten Regeln
der Technik und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten zu er-
richten und zu betreiben.

(2) § 11 gilt entsprechend.

(3) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Der Grundstückseigentümer ist
verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit eine Entleerung rechtzeitig erfolgen
kann. Insbesondere hat er die Notwendigkeit einer Entleerung der Samtgemeinde
rechtzeitig anzuzeigen.

§ 15

Sch la mmentsor.q u n.q

(1) Kleinkläranlagen werden von der Samtgemeinde oder durch von ihr Beauftragte be-
bedarfsgerecht und nach den Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulassung
oder der DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung oder Entschlammung
hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 3 Jahren zu erfolgen.

(2) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Entschlammung ist, dass durch den Grund-
stückeigentümer/die Grundstückeigentümerin die Durchführung regelmäßiger fachge-
rechter Messungen/Untersuchungen sichergestellt wird, anhand derer die Notwendigkeit
einer Schlammabfuhr beurteilt werden kann. Diese haben nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik, jedoch mindestens einmal im Jahr zu erfolgen. Diese Ergebnis-
se dieser Messungen/Untersuchungen sind der Gemeinde innerhalb von 14 Tagen mit-
zuteilen.

(3) Werden der Samtgemeinde keine regelmäßigen Schlammspiegelmessungen im Sinne
des Abs. 2 vorgelegt, erfolgt eine regelmäßige Entleerung oder Entschlammung der
Kleinkläranlagen durch die Samtgemeinde oder durch ihre Beauftragte. Die Samtge-
meinde oder von ihr Beauftragten geben die Entsorgungstermine bekannt. Die Be-
kanntgabe kann öffentlich geschehen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet
alle Vorkehrungen zu treffen, dass die Entsorgung zum festgesetzten Zeitpunkt er-
folgen kann.

tt
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IV.   Schlussvorschriften

5 16

Maßnahmen an den öffentlichen Abwasser anla.qen

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der Samtgemein-
de oder mit Zustimmung der Samtgemeinde betreten werden. Eingriffe an öffentlichen Ab-
wasseranlagen sind unzulässig.

5 17

Bnzei.qepflichten

(I) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges ( 5 3 Abs.1)
so hat der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Samtgemeinde mitzuteilen.

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der öffentlichen Abwasseranlagen
so ist die Samtgemeinde unverzüglich - mündlich oder femmündlich, anschließend zu-
dem schriftlich - zu unterrichten.

(3) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen oder Mängel am Anschlusskanal
unverzüglich - mündlich oder femmündlich, anschließend schriftlich der Samtgemeinde
- mitzuteilen.

(4) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der bisherige Eigentümer die
Rechtsänderung unverzüglich der Samtgemeinde schriftlich mitzuteilen. In gleicher
Weise ist auch der neue Eigentümer verpflichtet.

(5) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern ( z.B. bei Produktionsum-
stellungen), so hat der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Samtgemeinde
mitzuteilen.

5 18

Altanla.qen

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage der Beseitigung
des auf dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten und die nicht als Bestandteil der
angeschlossenen Grundstücksentwässerungsanlage genehmigt sind, hat der/dio Grund-
stückseigentümer/in innerhalb von drei Monaten auf seine Kosten so herzurichten, dass
sie für die Aufnahme oder Abteilung von Abwasser nicht mehr benutzt werden können.

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die Samtgemeinde den Anschluss
auf Kosten des Grundstückseigentümers.

519

Befreiungen

(1) Die Samtgemeinde kann auf Antrag bei der Niederschlagswasserbeseitigung ganz oder
teilweise Befreiung vom Benutzungszwang (5 4) gewähren, um - sofern keine öffent-
lichen Belange entgegenstehen - eine Eigennutzung des auf dem Grundstück anfallen-
den Niederschlagswassers zu ermöglichen.

(2) Ferner kann die Samtgemeinde von den Bestimmungen in 55 6 fr. - soweit sie keine
Ausnahmen vorsehen - Befreiung erteilen, wenn die Durchführung dieser Bestimm-
ungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die
Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

12
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(3) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie
steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs.

§ 2O

Haftung

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln ent-
stehen, haftet der/die Verursacher/in. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser
Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet werden. Ferner hat der Verursacher die Samtgemeinde von allen Ersatz-
ansprüchen freizustellen, die Dritte in diesem Zusammenhang gegen die Samtgemeinde
geltend machen.

(2) Wer entgegen § 16 unbefugt Einrichtungen von Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe
an ihnen vornimmt, haftet für entstehende Schäden.

(3) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der
Samtgemeinde durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsan-
lage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen.

(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung die Erhöhung
der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 AbwAG) verursacht, hat der Samtgemeinde den er-
höhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten.

(5)

(6)

Mehrere Verursacher/innen haften als Gesamtschuldner.

Bei Überschwemmungsschäden als Folge von

a) Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen,
Frostschäden oder Schneeschmelze;

b) Betriebsstörungen, z.B. bei Ausfall eines Pumpwerkes;
c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z.B. bei Kanalbruch oder Verstopfung:
d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Reinigungsarbeiten

im Straßenkanal oder Ausführung von Anschlussarbeiten;

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadensersatz nur, soweit die ein-
getretenen Schäden von der Samtgemeinde schuldhaft verursacht worden sind.

(7) Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder
Entschlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnot-
wendiger anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet durchgeführt werden kann
oder eingeschränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der/die Grundstückseigen-
tümer keinen Anspruch auf Schadensersatz.

§21

Zwangsmitte!

(i) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie
verstoßen wird, kann nach § 70 des Nds. Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 04.
Juli 2011 (Nds. GVBI S. 238) in Verbindung mit den §§ 64, 65 und 67 des Nds. Ge-
fahrenabwehrgesetzes (NGefAG) vom 20.02.1998 (Nds. GVBI. S. 101) -jeweils in der
z.Z. gültigen Fassung - ein Zwangsgeld bis zu 50.000 EURO angedroht und festgesetzt
werden. Dieses Zwangsmittel kann wiederholt werden, bis die festgestellten Mängel
beseitigt sind.

13
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(2) Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Androhung im Wege der Ersatz-
vornahme auf Kosten des Pflichtigen durchgesetzt werden.

(3) Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungszwangs-
verfahren eingezogen.

§ 22

0[dnunqswidri.qkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) in der jeweils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ent-
gegen

1. §§ 3 Abs. 1, 3 a sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentlichen Abwasseranlagen
anschließen Iässt;

2. §§ 3, 3a das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen
ableitet

3. dem nach § 6 genehmigten Entwässerungsantrag die Anlage ausführt;

4. § 7 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentlichen Abwasseranlage(n) oder
die Änderung der Entwässerungsgenehmigung nicht beantragt;

5. §§ 7, 8 Abwasser einleitet, das einem Einleitungsverbot unterliegt oder Abwasser ein-
leitet, das nicht den Einleitungswe;en entspricht;

6. § 10 Abs. 3 die Grundstücksentwässerungsanlage oder auch Teile hiervon vor der
Abnahme in Betrieb nimmt oder Rohrgräben vor der Abnahme verfüllt;

7. § 10 Abs. 4 die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht ordnungsgemäß
betreibt;

8. § 11 Beauftragten der Samtgemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der
Grundstücksentwässerungsanlage gewährt;

9. § 13 Abs. 1 die Entleerung/Entschlammung behindert;

10. § 15 Abs. 2 die Anzeige der notwendigen Grubenentleerung unteriässt;

11. § 16 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr vor-
nimmt;

12. § 17 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 EURO geahndet werden.

§23

Beiträqe und Gebühren

(1) Für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zen-
tralen öffentlichen Abwasseranlagen werden Beiträge und für die Benutzung der zen-
tralen und dezentralen öffentlichen Abwasseranlagen werden Benutzungsgebühren
nach besonderen Rechtsvorschriften erhoben.

(2) Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanlagen werden Verwaltungs-
kosten nach der Verwaltungskostensatzung erhoben.

]4
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§ 24

0bergangsrege!uqg

(1) Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach
den Vorschriften dieser Satzung weitergeführt.

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben
sind und das Grundstück noch nicht an eine öffentliche Abwasseranlage ange-
schlossen ist, ist der Entwässerungsantrag gem.§ 7 dieser Satzung spätestens zwei
Monate nach ihrem Inkrafttreten einzureichen.

§ 25

Hinweise

Die Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung i.d.F.
der 81. Lieferung 2011 (Verlag: Chemie GmbH, Weinheim) und die DIN-Normblätter (er-
schienen in der Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin und Köln), auf die in dieser Satzung Bezug
genommen wird, sind bei der Samtgemeinde archivmäßig gesichert hinterlegt.

§ 26

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasserbeseitigungssatzung
vom 06.12.1995 außer Kraft.

Bevern, 13.12.2011
Samtgemeinde Bevern

L.S.

gez. Stock

Samtgemeindebürgermeister

15
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Anlage I

1. Allgemeine Parameter DIN Normen- DEV-Nummern

a) Temperatur
b) ph-Wert

35oc-

wenigstens 6,5
Höchstens 10,0

DIN 38404-C4
DIN 38404-C5

Dez. 1976;8-1979
Sep.2009 ; 77-2010

c)

biologisch nicht ab-
abbaubar 1,0 mgll

- biologisch
abbaubar

10,0 mg/1
- bei toxischen
Metallhydroxiden
0,3 mg/I

(DIN 38409-H 9-2)

absetzbare Stoffe
nur soweit eine Schlamm-
abscheidung aus Gründen
der ordnungsgemäßen
Funktionsweise der
Öffentlichen Abwasseran-
lage erforderlich ist.

Zur Kontrolle anderer Pa-
rameter könn. auch niedri-
ger Werte festgelegt wer-
den, wie z. B 0,3 ml/I für
toxische Metallhydroxide

Juli 1980; 9 - 1981

2. Schwerflüchtige, lipophile Stoffe

verseifbare Öle, Fette

a) direkt abscheidbar

b) soweit Menge und Art des
Abwassers bei Bemessung
nach DIN 4040 zu Abschei-
deranlagen überNenngröße

_10 (>NG 10) führen:gesamt

gesamt 300 mg/I

100 mg/i

250 mg/I

(DIN 38409 - H19)

(DN 38409- H 17)

2010
DEV H 56 Juni 2009; 77-

3. Kohlenwasserstoffe

a) Kohlenwasserstoffindex

d)

gesamt

a) direkt abscheidbar

b) Kohlenwasserstoffindex,
soweit im Einzelfall eine
weitergehende Entfernung
der Kohlenwasserstoffe
erforderlich ist

c) absorbierbare organische
Halogenverbindungen AOX

Leichtflüchtige halogenier-
te Kohlenwasserstoffe (LH
KW) als Summe a. Trichlo
reihen, Tetrachlorethen, 1,
-1 -, 1 -Trichloreth an, Dichlo-
rmethan u. Trichlormethan
gerechnet als Chlor (CI)

100 mg/I

50 mg/I

20 mg/I

1 mg/l

0,5 mg/I

DIN EN ISO 9377-2-H 53
DIN EN 856 (Teil 1, Mai
2002; Teil 2 Oktober 2003)
DIN 1999 Teil 1-6 (Abschei-
der für Flüssigkeiten) be-
achten. Bei den i. d. Praxis
häufig festzustetl. Zulaufkon-
zentrationen u. richtig. Di-
mensionierung ist der Wert
von 50 mg/I bei ordnungs-
gem. Betrieb erreichbar.

DIN EN ISO 9377-2-H 53
(DIN 38409- H 18)

DIN EN 1485- H 14

DIN EN ISO 10301-F4

Juli
2001  ; 52 - 2002

Juli 2001 ; 52 -
2002

Febr.
2OO5 ; 63- 2006

Aug. ; 40 - 1998
1997
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Anlage I

4. Organische halogenfreie Lösemittel
-Mit Wasser ganz oder teil-

weise mischbar und biolo-
gisch abbaubar: Ent-
sprechend spezieller Festle-
gung, jedoch Richtwert nicht
größer als er der Löslichkeit
entspricht oder als

10 g/I als TOC Gaschromatisch z.B. analog
DIN 38407 - F9
Entsprechend spezieller
Festlegung, jedoch Richtwert
auf keinen Fall größer, als er
der Löslichkeit entspricht
oder als 5 g/I

Mai; 25-1991
1991

5. Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)

a) Arsen (As)

b) Blei (Pb)

f) Kupfer (Cu)

g) Nickel (Ni)

h) Quecksilber (Hg)

e) Chrom (Cr)

d) Chrom 6wertig (Cr)

c) Cadmium (Cd)

i) Seien (Se)

j) Zink (Zn)

k) Zinn (Sn)

0,1 mg/I

1,0 mg/I

--ö,1 mg/I

0,2 mg/I

1,0 mg/I

1,0 mg/I

1,0 mg/I

0,05 mg/I

1,0 mg/i

5,0 mg/I

DIN 38406-E 29
DIN EN ISO 11969-D 18
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406-E 6
DIN 38406-E 16
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406-E 29
DIN 38406-E 16
EN ISO 5961 - E 19
DN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406 - E 29
DIN EN ISO 10304-3- D 22
DIN 38405-D 24
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN EN 1233- E 10
DIN 38406 -E 29
DIN EN ISO 1i885-E 22
DIN 38406- E 16
DIN 38406- E 7
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406 - E 29
DIN 38406-E 11
DIN 38406-E 16
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406-E 29
DIN EN 1483-E 12
DIN EN 12338-E 31

DIN 38406-E 8-1
DIN 38406-E 16
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406-E 29

Feb. 2005, 63-2006
Nov. 1996, 37-1997
Sep. 2009, 78-2010
Juli1998,  43-1999
März 1990, 23-2010
Sep.2009,  78-2010
Febr. 2005, 63-2006
März 1990, 23-1990
Mai 1995,  34-1196
Sep.2009,  78-2010
Febr.2005,  63-2006
Nov. 1997,  41-1998
Mai 1987,  18-1987
Sep. 2009,  78-2010
Aug. 1996,  37-1997
Feb.2005,  63-2006

Bep.2009,  78-2010
März 1990, 23-1990
Sept. 1991, 26-1992
Sep. 2009,  78-2010
Febr.2005,  63-2006
Sept. 1991, 26-1992
März 1990, 23-1990
Sept. 2009, 78-2010
Febr. 2005, 63-2006
Juli 2007,   72-2008
Okt. 1998,  44-1999

1,0 mg/I             entspr.DIN EN ISO 11969-D 18   Nov. 1996;
entspr.DIN EN ISO 5961A.3-     Mai 1995,

Okt. 2004; 62-2005
März 1990; 23-1990
Sep. 2009; 78-2010
Febr.2005; 63-2006

37-1997
34-1996

I) Cobalt (Co)

m) Silber (Ag)

2,0 mg/i

0,5 mg/I

E19
DIN EN ISO 11885-E 22
DIN 38406-E 29

biN 38406-E 16
DIN 38406-E 24
DIN EN ISO 11885-E 22
D!N 38406-E 29

!

Sep. 2009,  78-2010
Feb. 2005,  63-2006

März 1990, 23-1990
März1993, 29-1993
Sep. 2009,  78-2010
Feb. 2005,  63-2006
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Anlage i

n) Antimon (Sb)

o) Barium (Ba)

p) Aluminium (AI) und
Eisen (Fe)

q) Mangan (Mn)
"lhallium (Ti)
Vanadium (V)

0,5 mg/l

2,0 mg/i

DIN EN ISO 11969-D 18
DIN 38405-D 32
DIN EN ISO 11885-E 22

Keine Begrenzung, soweit keine Schwierigkeiten bei der
Abwasserableitung und-reinigung auftreten

-- Auf der Nennung eines Richtwertes wird verzich-tet.

Dennoch werden Mn,Ti und V aufgeführt, da sie in der
17. BImSchV begrenzt sind, welche bei der Verbrennung
des anfallenden Klärschlammes zu berücksichtigen ist

Nov. 1996,  37-1997
Mai 2000,   49-2001

__ Sep.2009,  78-2010 1
6. Anorganische Stoffe (gelöst)

a) Stickstoff aus Ammonium
und Ammoniak (NH4-N+NH2-N)

80 mg/I
< 5000 EW
200 mg/I
>5000 EW

DIN 38406-E5
DIN EN ISO 11732-E23
DIN 38406-E5-2;
DIN EN ISO 11732-E23

Ok. 1983, 12-1983
Mai 2005, 64-2006
Okt. 1983, 12-1993
Mai 2005,  64-2006

20 mg/I

1,0 mg/!

50 mg/I

10 mg/i

DIN 38405-D 13-1

DIN 38405-D 13

DIN 38405-D 4
_ente.DIN EN ISO 10304-2-D20

Bevern b) Cyanid gesamt (CN)

b) Cyanid, leicht freisetzbar (CN)

c) Fluorid (F)

d) Stickstoff aus Nitrit (NO2-N)

Febr. 1981, 9-1981

Febr. 1981, 9-1981

Juli 1985,  15-1985
Juli 2009  77-2010

DIN EN 26777 - D 10 April 1993, 29-1993

e) Sulfat (SO4)

Bevern g) Gesamtphosphat (P) in
in Phosphorverbindungen

Bevern h) Sulfid (S)

Bevern 600
mg/I

15 mg/i

2 mg/l

DIN EN ISO 10304-2- D 20
DIN EN ISO 13395 - D 28
DIN 38405-D 19
DIN 38405-D 20
DIN 38405-D 5
DIN 38405-D 11-4, --

DIN 38405-D 26

Juli 2009,  77-2010
Dez. 1996, 38-1997
März 1995, 33-1995
Juli 2009,  77-2010
Jan. 1985, 15-1985--Sep.2004, 61-2005

B,g, pr. 1989, 22-1989

7. Organische Stoffe

a) Phenolindex
wasserdampfflüchtig

b) Farbstoffe
DIN 38404-C 1-1 Dez.1976
DIN 38404-C 1-2, Dez. 1976

100 mg/I   I Dl N 38409-H 16-2 oder
! DIN 38409-H 16-3

Nur in einer so niedrigen Konzentration, dass
der Vorfluter nach Einleitung des Ablaufs einer
mechanisch biologischen Kläranlage visuell
nicht mehr gefärbt erscheint.

I Juni 1984, 13-1984

8. Spontane Sauerstoffzehrung

Gem. Deutschen Einheitsver-
fahren zur Wasser-, Abwasser- und
Schlammuntersuchung ù Be-
stimm ung der spontanen Sauer-
stoffzehrung (G 24)" (17. Lieferung;
1986)
Bevern Adsorbierbare organisch
gebundene Halogene (AOX) ange-
geben als Chlor

100 mg/I

1 mg/I

DIN V 38408-G24

DIN 38409-H 14-8:22

Aug.1987,  19-1987

Febr. 2005, 63-2006
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7. Änderungssatzung

zur Satzung der Stadt Holzminden 0ber die Erhebung der Abgaben für die
Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungsabgabensatzung)

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) i.d.F, vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) und der §§ 5, 6 und 8
Niedersächsisches Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds.
GVBI. S. 41)i.d.F. vom 26.05.2011 (Nds. GVBI. S. 130) hat der Verwaltungsrat der
Stadtwerke Holzminden -Kommunalwirtschaft- AöR in seiner Sitzung am 07.
Dezember 2011 folgende 7. Änderungssatzung beschlossen:

§ 15 erhält folgende Fassung:

ùDie Abwassergebühr beträgt bei der

1. Schrnutzwasserbeseitigung 1,26 €/m3.''

I1.

Diese 7. Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft.

37603 Holzminden, den 07. Dezember 2011

Der Ver

Jürgen

altungsrlsv°rsitzende

?aul



Amtsblatt Nr. 14 vom 20.12.2011

Gemeinde Hehlen

529-                                              =

-ÿ_                        «

Hehlen, ÿn 30. November 20il.

B E KAN NTM A Œ'"H U NG

Bebauungsplan Nr.: 062 ,,Glockenbreite" Teil B

,i

"l!

Der Rat der Gemeinde Hehlen hat in seiner Sitzung am 11.05.2011 den o.g.
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 12. April 2011 (BGBI. I S. 619) in der z.Zt. gültigen Fassung
als Satzung beschlossen.                     ..

Der Geitungsbereich des vg. Bauleitsplans ist der nachstehenden Planzeichnung zu
entnehmen.

A "*,lt.
• . ,J.
A «

o-

i

ù                                           1 : 5000

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr, 062 ,,GIockenbreite"
Teil B mit den örtlichen Bauvorschriften gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt einschließlich seiner Begründung, den örtlichen Bauvorschriften
und  der  zusammenfassenden  Erklärung  nach  §  10  Abs.  4  BauGB  in  der
Gemeindeverwaltung Hehlen öffentlich aus und kann dort während der Dienststunden
eingesehen werden.

Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 des BauGB beim Zustandekommen des Bebauungsplanes
sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter
Bezeichnung  der Verletzung  innerhalb eines Jahres seit  Eintreten  der Rechts-
verbindlichkeit des Bebauungsplanes gegenüber der Stadt Holzminden geltend gemacht
werden. Der Sachverhal.t, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist
darzulegen.

Gemäß § 44 Abs.  3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung
l Verlangen, wenn die in den §§ 39, 40, 41 und 42 BauGB bezeichneten Ver-
'mögensnachteile  eingetreten  sind.  Die  Fälligkeit  des  Anspruchs  kann  dadurch
herbeigeführt  werden,  dass  die  Leistung  der  Entschädigung  schriftlich  beim
Entschädigungspflichtigen beantragt wird. Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn

.nicht innerhalb von drei Jahren  nach Ablauf des Kalenderjahres, in denen die
Vermögensteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

gez. Harald Jacob
.Bürgermeister
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Hauptsatzung
der Gemeinde Halle

Auf Grund des § 12 Abs. i des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Halle in seiner Sitzung
am 15. November 2011 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§1
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung

(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen "Gemeinde Halle "
(2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Bodenwerder-Polle

§2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Das Wappen der Gemeinde Halle zeigt in Gold über erniedrigter blauer Deichsel eine
rote, blau bedachte Kirche.

(2) Die Farben der Gemeinde sind gold, blau, rot.

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die Umschrift,,Gemeinde Halle,
Landkreis Holzminden".

§3
Ratszuständigkeit

(1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen
a) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 5.000,00 Euro übersteigt,
b) Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 1.500,00 Euro übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Ver-
waltung handelt,

c) Verträge i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von
1.500,00 Euro übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschrei-
bung abgeschlossen werden.

§4

Verwaltungsausschuss

Dem Verwaltungsausschuss gehören die Bürgermeisterin / der Bürgermeister, die Beigeord-
neten und die Mitglieder nach § 74 Abs. 1Nr. 3 NKomVG an.
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§5
Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters nach § 81 Abs. 2 NKomVG

Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten eine ehrenamtliche Vertreterin
oder einen ehrenamtlichen Vertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die sie
oder ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Verwal-
tungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung der Sitzungen
des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer
Pflichtenbelehrung vertritt.

§6
Anregungen und Beschwerden

(i) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Per-
sonen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu be-
nennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen
oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden.

(2)

(4)

(6)

(s)

(3)

Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1
nicht entsprochen ist.

Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Halle zum
Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von der
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder
Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder
Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten
USW.).

Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die
guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss oh-
ne Beratung zurückzuweisen.

Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Ge-
genstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides ist oder gegenüber be-
reits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält.

Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss
übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG
ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwaltungsausschuss können Anregungen
oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.

§7

Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentli-
che Bekanntmachungen der Gemeinde werden im Amtsblatt für den Landkreis Holzmin-
den verkündet bzw. bekannt gemacht.
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Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung, so
kann die Bekanntmachung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Gemeinde-
büro, Hamelner Str. 2, 37620 Halle, während der Dienststunden zur Einsicht ausgelegt
werden. In der Satzung oder Verordnung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob um-
schrieben. Bei der Veröffentlichung der Satzung oder Verordnung wird auf die Ersatzbe-
kanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewiesen.

(2) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen in den Bekanntmachun8skästen der Gemeinde
Halle.

§8

Einwohnerversammlungen

Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einwohnerinnen und
Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des Ge-
meindegebietes oder für Ortschaften. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlun-
gen sind gemäß § 7 mindestens 8 Tage vor der Veranstaltung ortsüblich bekannt zu machen.

§9
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt rückwirkend zum 01. November 2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Hauptsatzung der Gemeinde Halle vom 08. Juni 1999/19. Dezember 2001 außer Kraft.

Halle, den 16. November 2011

GEMEINDE HALLE

Bürgermbister


